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äriedensvertrag und hriegokredt..
Nouvelliſte de Lyon meldet aus Mosbau: Der Sowjet

von Moskau nahm die Ratifizierung des Friedens
vertrages mit den Mittelmächten mit ungeheurer
Mehrheit an. Dieſes Abſtimmungsergebnis laſſe auf
einen ſicheren Erfolg der Volkskommiſſare der Regierung auf
dem Sowjetkongreß in Moskau ſchließen.

Journal berichtet, der Umſchwung in Moskau ſei auf
Ausführungen Lenins zurückzuführen, der in Mos-
kau die Gründe auseinanderſetzte, weshalb Rußland den
Frieden annehmen müſſe. Der ſtichhaltigſte Grund
Lenins für die Annahme der Friedensbedingungen ſei die
vollkommene Desorganiſation der ruſſi-

Armees, die jeden Widerſtand vergeblich gemacht

Nach einem Reuterbericht meldet der Petersburger
Korreſpondent der Morningpoſt:

Jch höre, daß Moskau in den Händen der anarchiſti-
ſchen Partei iſt, n die die Bolſchewiki einen harten Kampf
werden führen müſſen. Es iſt auch irre ob es den Peters-
burger Truppen gelingen wird, Mos zu erreichen. Außer dem
zügelloſen Auftreten der Soldaten, die in aller Eile von der Front

e gehen wollen, beſteht noch bei den organiſierten Par
teien deutliche Abſicht, ſie daran zu hindern, nach Moskau zu
kommen. Es iſt ſicher, daß die Bolſchewiki von Schlimmerem be
droht werden, als von einem Bruch innerhalb ihrer Partei. Sie
haben in jedem Falle ausgeſpielt. Nach achtmongtigem Gerede

die Bolſchewidi in der Hälfte dieſer Zeit die Nation zum
potismus zurückgebracht. Die Führer der Bolſchewiki werden

in Petersbarrg ſorgfältig vbeobachtet, wahrſcheinlich um zu verhindern, daß ſie ſich iſerren Viele ihrer Anhänger halten die
n neberſied lung nach Moskau für eineſchmähliche Flucht vor ihrer Aufgabe.

Jsveſtija meldet, daß die neu ausgebildeten Regi
menter der Roten Garde in Richtung von Pſkow ab-
gegangen ſind. Verſchiedene Kommiſſare und auch der Vor
ſitzende der Aushebungskommiſſion haben ihren Dienſt als
Freiwillige in den Reihen der Roten Garde begonnen. Das
ſelbe Blatt meldet weiter, daß das patriotiſche Gefühl endlich
aufgewacht ſei, und daß in allen großen ruſſiſchen
Städten ſich Freiwilligenabteilungen vilden unter dem
Kuf: Auf zum heiligen Arbeiterkrieg gegen die Unterdrücker
und Ausbeuter. Dieſe Meldungen ſind mit Vorſicht aufzu
nehmen, da andere Zeitungen ſchreiben, daß trotz aller Be
r der Bolſchewiki die Meldung von Freiwilligen ſehr
gering ſei.

Nachdem die den Offizieren gegebene Friſt zum frei
willigen Eintritt in die Reihen der Roten Garde verſtrichen
iſt, fordert das SmolnyJnſtitut jetzt alle früheren ausge
wieſenen oder freiwillig ausgeſchiedenen Offiziere noch
einmal auf, ſich binnen dreier Tage zu ſtellen, widrigenfalls
ſte zwangstweiſe eingezogen werden.

Die Times vernimmt aus Petersburg Der
Kongreß der Bolſchewiki- Partei hat beſchloſſen, den
Namen der Partei in ruſſiſche kommuniſtiſche
Partei abzuändern. Auch das Programm iſt ſo geändert
worden, daß die Partei nunmehr einen internationalen
Charakter erhält. Das Ziel iſt, überall vom Sowjet regierte
Republiken zu errichten, die Diktatur des Proletariats
zu proklamieren und die Bourgeoiſie zu verdrängen. Die
Partei hat mit großer Mehrheit beſchloſſen, den Vertrag von
BreſtLitowfk zu ratifizieren.

Geſtern hat in Berlin eine interfraktionelle Beſpre-
chung der Mehrheitsparteien des Reichstages ſtatt
gefunden. Abends wurden die Parteiführer und das Präſi-
dium des Reichstags vom Reichskanzler empfangen.
Es handelte ſich um die Oſtfrage, ferner um die neue
Kreditvorlage und die bevorſtehende Kriegs
anleihe.

Der Berliner Lokalanzeiger meldet: Bei Beſprechungen,
zu denen geſtern Generalfeldmarſchall v. Hindenburg in
Berlin weilte, dürfte es ſich in erſter Linie um die Erörterung
von Fragen gehandelt haben, die mit dem Friedens
ſchluß mit Rußland in Zuſammenhang ſtehen. Auch
dürfte das gegenwärtige Stadium der Friedensver-
handlungen in Bukareſt zu einer Ausſprache der
Oberſten Heeresleitung und der Reichsleitung geführt haben.

Aus Wien meldet die Telegraphenunion: Heute oder
morgen wird eine amtliche Verlautbarung erſcheinen, nach
welcher in Oeſterreich die Geburtsjahre 1891-1894, das ſind
die 24—-27 jährigen, ſich der fünften Muſterung zu unter-
ziehen haben wenden. Die Einrückung dieſer Jahresklaſſen
wird höchſt wahrſcheinlich im Mai erfolgen.

Jn Wiener politiſchen Kreiſen nimmt man an, daß die
Wiederaufnahme freundnachbarlicher Beziehungen zwiſchen
den Zentralmächten und Rumänien keinerlei Hinterliſt
begegnen wird, und daß man ſich gegenüber einem even-
tuellen Wunſch Rumäniens nach Schafung eines engeren Ver
hältniſſes zu den Zentralmächten nicht ablehnend verhalten
wird. Auch wird man ſich nicht ablehnend verhalten, wenn
die Frage der Erwerbung des von Rumänien begehrten
Teiles Beßarabiens zur Erörterung kommen ſollte.
Bekanntlich hat Rumänien im Präliminarfriedensvertrag die
Abtretung der Dobrudſcha ſowie verſchiedene Grenzberich-
tigungen bereits zugeſtanden. Die Erwerbung ruſſiſcher Ge
bietsteile würde daher Rumänien eine Entſchädigung bieten.

Die Lettgallen für Angliederung an Deutſchland.
Der Rigaer Lettiſchen Zeitung zufolge haben die Lettgallen der

deutſchen Regierung ein Geſuch eingereicht um Angliederung Lettgal
lens an die baltiſchen Lande.

Die Lage in Finnland.
Kopenhagen, 13. März. Aus Finnland wird gemeldet, daß die

revolutionäre Regierung ſich nicht mehr in Helſingfors ſicher fühlt
und nach Sveaborg überſiedelt iſt, nachdem vorher die dort befind
lichen ukrainiſchen und polniſchen Soldaten, die dort interniert gehalten
waren, entfernt wurden. Man glaubt jedoch nicht, daß dieſe Feſtung
lange imſtande iſt, ſich zu halten, da nur geringe Munitionsvorräte
vorhanden ſind.

Ein ruſſiſchchineſiſcher Konflikt.
Amſterdam, 12. März. Nach Rückzug der Koſaken unter

Semenows in Stellungen nahe der mandſchuriſchen Eiſenbahn, warnte
der chineſiſche Kommandant von Charbin, wie Reuter aus Peking
meldet, den Führer der Bolſchewiki- Truppen vor dem Einfallen in
chineſiſches Gebiet, da dies als Kriegshandlung angeſehen wer-
den würde. Die chineſiſche Regierung hat die proviſoriſche Regierung
Rußlands anerkannt und betrachtet die Streitkräfte Semenows als regu-
läre Truppen der von China anerkannten ruſſiſchen Regierung.

Neuer Bombenangriff auf Paris.
Paris, 12. März. Sieben feindſiche Flugzenggeſchwader ha

ben am Monlag abend 10 Uhr Paris angegriffen und Bomben auf
verſchiedene Punkle der Stadt abgeworfen. Es ſind Menſchen dabei

vernngſückt und Schaden iſt angerichtet.
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Die olgung der ſieben deutſchen Fli die beioperierten und nach Heimſuchung aller Perſer Bezirke in

der Oiſe Marne entſchwanden, blieb nach den bisherigen Er
mittlungen ergebnislos.

ſobald die Berichte eingegangen ſein werden. Ein Gotha wurde 5
Kilometer von Chateau Thierry brennend abgeſchoſſen. Die Beſatzung
wurde gefangen genommen. Der Hauptmann, der das Flugzeug führte,
gehört dem 3. Geſchwader der 7. Armee an.

Die „Angebote“ Kurlands.
Der in Mitau verſammelt geweſene kurländiſche Lan

des rat hat einſtimmig beſchloſſen:
1. S. M. den Kaiſer und König zu bitten, die Hergogskrone

Kurlands anzunehmen.
2. Dem Wunſche Ausdruck zu verleihen, den Abſchluß von

Konventionen, betreffend das Militär-, Zoll-, Verkehrs-, Bahn-,
Münz- und Gewichtsweſen und anderer Verträge Kurlands mög
lichſt an das Deutſche Reich anzuſchließen.

3. Die Hoffnung auszuſprechen, daß das ganze Baltenland

Die Verhältniswahlen bezwecken, Sicherung dafür zu
ſchaffen, daß in den zu wählenden Körperſchaften die be
teiligten Parteien im gleichen Stärkeverhältnis vertreten ſind,
wie in der Wählerſchaft ſelbſt. Nur dann können die ge-
wählten Körperſchaften ſein, was ſie ſein ſollen, ein zwar
verbleinertes, aber unverzerrtes Spiegelbild der Meinungen,
wie ſie in der Wählerſchaft zu finden ſind. Und nur dann
beſteht die Gewähr, daß die gefaßten Beſchlüſſe dem Willen
der Wählermehrheit entſprechen. Letzteres aber iſt der ver
nünftige Sinn und das naturgemäße Ziel aller Wahlen.

Das für die Reichstagswahlen geltende Wahlkreis-Mehr-
heitsſyſtem wird dieſem Ziele ungleich weniger gerecht als
der Proporz (Abkürzung für Proportionalwahl Verhältnis-
wahl). Und je älter das Wahlgeſetz wird, deſto grotesker
geſtaltet ſich die Verzerrung infolge der verſchieden ſtarken
Bevölkerungszunahme und der ungleichen Bevölkerungsver-
ſchiebungen. 1871 zählten faſt ſämtliche 397 Reichstagswahl
kreiſe zwiſchen nahezu 100 000 bis höchſtens 150 000 Ein-
wohner. Nur fünf kleinſtaatliche Wahlkreiſe blioben erheblich
hinter dem Durchſchnitt zurück. Auf die vier großen Parteien,
die es damals nur gab, verteilten ſich die Mandate ziemlich
ihrer Stimmenzahl entſprechend. 1912 dagegen ſtanden den
Wahlkreiſen Teltow mit 1 316 000, Berlin VI mit 860 000,
Bochum mit 765 000, Hamburg III mit 723 000 Einwohnern
die kleinſten Wahlkreiſe Koburg mit 75 000, Reuß ä. L. mit
73 000, Waldeck mit 62 000, Schaumburg mit 47 000 Ein
wohnern gegenüber. Die Rieſenkreiſfe wählten ebenſo nur
einen Abgeordneten wie die Liliputkreiſe.

Daß dadurch die Gleichwertigkeit der Stimmen und da
mit die Gleichheit des Stimmrechts in empfindlichſter Weiſe
geſtört wird, legt auf der Hand. Und da bei dem Wahkkreis-
Mehrheitsſyſtem auch die bedeutendſten Minderheiten einfach
unter den Tiſch fallen, da ferner durch Zulaſſung der Stich
wahlen ein weiterer das Stimmungsbild trübender Faktor
dem Wahlausfall beigemiſcht wird, brachte 1912 das geltende
Wahlſyſtem den beiden konſervativen Parteien 7, dem Zentrum
ſogar 26 Mandate mehr, als ſie nach ihrer Stimmenzahl be
anſpruchen konnten, während wir Sozialdemokraten ſtatt 138
nur 110 Mandate erlangten. Auch Nationalliberale und Fort-
ſchrittler haben zu wenig, die kleinen Parteien zuviel Man-
date erhalten.

Hier hätte die Reform einſetzen und grundlegende Be
ſtimmungen treffen müſſen, die den Mißſtänden dauernd ein
Ende machten. Den alten berechtigten Forderungen, daß den
weiblichen Perſonen das Wahlrecht gewährt und das Wahl
rechtsalter herabgeſetzt wird, hätte endlich entſprochen werden
ſollen. Denn daß heute ein Zwanzigjähriger im Durchſchnitt
mindeſtens eine gleich hohe volitiſche Einſicht beſitzt wie vor
fünfzig Jahren, als das Geſetz eingeführt wurde, ein Fünf
undzwanzigjähriger, wird nicht mit Erfolg beſtritten werden
können. Und nachdem ſeit Jahren von allen amtlichen Zungen
das Lob der deutſchen Frauen in höchſten Tönen geſungen
worden iſt, muß es ditteres Mißtrauen wecken, wenn die erſte
ſich bietende Gelegenheit, dem Worte die Tat folgen zu laſſen,
gänzlich unbenützt bleibt.

Doch nicht nur iſt eine Erweiterung des Kreiſes wahl
berechtigter Perſonen unterblieben, ſondern auch die Anwen-
dung des Teilproporzes iſt durchaus willkürlich. 36 Wahl
kreiſe ſind aus den 397 herausgegriffen und für ſie die Ver
hältniswahl vorgeſehen worden. Ebenſo willkürlich iſt, daß
dieſe 36 Wahlkreiſe in Zukunft 80 Abgeordnete wählen ſollen.
Warum nicht 60 oder 1007 Von grundſätzlicher Reform keine
Spur. Der Proporz dient der Regierung nur als Notbehelf,
wie Dr. Friedberg ihn im Landtage ſogar als Blitz-
ableiter für polniſche Gewitter in Ausſicht geſtellt hat. Weder
das eine noch das andere ſoll der Proporz ſein. Sein oben
ſkizzierter Zweck muß als Wahlprinzip anerkannt werden und
gilt demnach für alle Kreiſe im gleichen Maße. Jetzt ſollen
nur die Kreiſe mit mehr als 300 000 Einwohnern die Ver
hältniswahl bekommen. Nur Bremen und Mannheim ſind
mit dazugeſchlagen worden, obwohl ſie die 300 000 noch nicht
voll erreicht haben. Binnen wenigen Jahren werden andere
Städte in die gleiche Stufe gerückt ſein. Jhnen bleibt jedoch
der Proporz vorenthalten. Dos iſt Pfuſcherei übelſter Art,
eine Reform, die ſchon in der Geburtsſtunde wieder reform
bedürftig iſt. Die Regierung hat das ſelbſt eingeſehen. Sie
entſchuldigt ſich in der Begründung damit, die Einführung
des Proporzes für das ganze Reich würde „einen Sprung
ins Dunkle“ bedeutet haben. Erſt müſſe „abgewartet“S en 24 Sunten i i e Behnne veneugen Weit im Anſchluß an das Deutſche Reich Herden b duwh die Verhältniswahl die pontiſchen Organ

Häuſer zu ſtützen. Die der abgeſtürz Der Antrag auf ndung eines Huldigungstelegramms an ſationen zu ſtärkerem Zußammen ſchluß und größerer Feſtig
erlitt unbedeutende Verletzungen. Poincare verten

die am meiſten heimgeſuchten

Paris, 12. März. Amtliche Mitteilung.
endete um 12 Uhr 15 Minuten nachis. e

der Arnlee das der Vangen Dauer
wurde, konnte eine

den Kaiſer fand ebenſo einſtimmige Annahme; desgleichen der An
trag, eine viergliedrige Abordnung nach Berlin zu ſenden, um dem
Reichskanzler Beſchluß perſönlich zu überreichen.

Mit dieſem Beſchluſſe des kurländiſchen Landesrates, ſo be
merkt ein Berliner annexioniſtiſches Blatt, kommen
die Verhältniſſe im Baltihum einer gewiſſen Klärung näher. Die
Kurländer wünſchen demnach, in eine Perſonalunion mit Preußen
u treten, und wenn ihr Wunſch erfüllt wird, woran hoffent
ich nicht zu zweifeln (1h) iſt, wird es der preußiſchen

Verwaltung möglich ſein, nach den Jahren des Krieges und der
militäriſchen Verwaltung im Zuſtande der Beſetzung, Kurlandichen am entgegenzuführen.einer gedeihl

keit gelangen oder ob die Ausſicht, daß auch kleine
infolge der Verhältniswahl zur Geltung kommen können, zu
einer Zerſpfitterung der Parteien führen wird“. Das geht,
mit Verlaub, die Regierung gar nichts an. Sie hat ſich nicht
den Kopf der Wähler oder den der Fraktionen zu zerbrechen.
Sie hat ein anſtändiges, den Zeitverhälktniſſen en
Wahlſyſtem vorzuſchlagen und damit baſta. Von einem
Sprung ins Dunkle kann allerwege nicht die Rede ſein. Und
da das WahlkreisMehrheitsſyſtem überlebt und überholt iſt,
hätte ſie zu den allgemeinen Verhältniswahlen greifen ſollen.
Das hätte geſchehen können, ohne daß, wie die Regierung
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Glaubt die Regierung nicht von der Einteikung in Wahl
kreife abſehen zu können, ſo bann trotz dieſer Erſchwerung der
Proporz leicht und befriedigend für das ganze Reich einge
führt den, etwa auf folgender Grundlage:

gibt wie bisher einen Stimmzettel ab, der auf eine
beſtimmte Perſon lautet. Jn Wahlkreiſen, in denen ein Kan-
didat für die Partei des Wählers nicht aufgeſtellt iſt, genügt
ein Zettel mit Bezeichnung der Partei, für die der Wähler
ſeine Stimme abgeben will.

Nach der Wahl wird das Abſtimmungsergebnis aus jedem
Wahlkreiſe an die Reichszentrale geſandt. Hier wird er-
mittelt, wieviel Stimmen insgeſamt und wieviel für jeden
einzelnen Kandidaten bzw. für jede Partei abgegeben worden
ſind. Waren 14 Millionen Einzelſtimmen in die Urne ge-
legt und beträgt die Geſamtzahl der Mandate 400, ſo ent
fallen auf je 35 000 Stimmen ein Mandat. Wer dieſe Stim-
menzahl erreicht oder überſchritten hat, gilt ohne weiteres
als gewählt. Die anderen Mandate werden jeder Partei
nach der Summe der auf ſie entfallenden Stimmen zugeteilt,
und zwar von der größten Stimmenzahl fortſchreitend bis
zu den kleineren, bis jede Partei die ihr zukommende Man-
datszahl erlangt hat. Um die kleineren Kreiſe nicht von den
großen erdrücken zu laſſen, kann die Mandatszuteilung auch
nach dem Prozentſatz an Stimmen in den einzelnen Wahl
kreiſen, nicht nach der abſoluten Stimmenmenge erfolgen.
Daß jede Partei vor der Wahl eine Liſte ihrer kandidieremden
Anhänger der Zentrale einzureichen hat, iſt ſelbſtverſtändlich.

Ein auf dieſen einfochen und feſten Linien aufgebautes
Verhältniswahlſyſtem hat alle Vorteile für ſich und zeitigt
keinen Nachteil, der nicht auch bei dem gegenwärtigen Syſtem

bei anderen Proporzarten in die Erſcheinung tritt. Joden-
lls iſt es geeignet, für eine gerechte Mandatsverteilung die

größte Sicherheit zu bieten. Eine oberflächliche Berechnung
hat ergeben, daß ſogar in den gewählten Perſonen gegenüber
den gegenwärtigen Mandatsinhabern in der Hauvtſache nur
die Veränderungen eintreten würden, die durch eine gerechte
Mandatsverteilung bedingt ſind.

Es gilt demnach nicht einen Sprung ins Dunkle zu unter
nehmen, ſondern lediglich einer dringenden Forderung der
veränderten Verhältniſſe gerecht zu werden und die Verhält
niswahlen zu allen geſetzgebenden Körperſchaften im Reiche
wie in den Einzelſtaaten einzuführen.

Arbeitslohn und Arbeitszeit
nach dem Kriege.

Jm Volksbund für Freiheit und Vaterland ſprach der Münchner
Nationgalökonom Prof. Lujo Brentano über „Arbeitslohn und
Arbeitszeit nach dem Kriege“.

So wahr es iſt, führte er aus, daß während des Krieges die
Arbeitslöhne beträchtlich geſtiegen ſind, ſo wird dieſe Tatſache doch
zu ſehr verallgemeinert und überſchätzt. So ſind im Dorkmunder
Jnduſtriebezirk die Löhne von 1913 bis 1917 um 57 Proz. geſtiegen,
was gar keinen Ausgleich im Verhältnis zur Teuerung dar-
ſtellt. Richtig iſt, daß weiteſte Arbeiterkreiſe unter großen Ent-
behrungen ihr Leben friſten. Dazu kommt, daß die Arbeitszeit be-
trächtlich erhöht wurde und die Schutzge ſetzgebung ganz außer Rand
und Band iſt. Hier muß das Ende des Krieges unbedingt eine Neu-
ordnung bringen.

Es gibt Leute genug, die nach dem Kriegsſchluß kurzweg die
Löhne herabſetzen wollen, über die Arbeitszeit ſchweigen ſie ſich
aber aus. Der Krieg hat eine Unſumme von Werten vernichtet,
nur durch ſparſames, ausdauerndes und rationelles Wirtſchaften
können wir wieder emporkommen. Die Herabſetzung der Löhne
aber würde als Gegenwirkung Kämpfe und Streiks hervorrufen
und damit eine ſchwere Läh mung des Wirtſchaftslebens herbei-
führen. Die Volkswirtſchaftler des 17. und 18. Jahrhunderts waren
der Anſicht, nur durch wenig Lohn und lange Arbeitszeit könne eine
hohe Arbeitsleiſtung erzielt werden. Dieſer merkantiliſtiſchen Auf-
faſſung ſtellte ſich ſpäter eine andere, zuerſt von Adam Smith ver-
tretene, entgegen, die gerade von dem Anreiz hoher Löhne und der
guten Erholung nach kurzer Arbeitszeit eine hohe Arbeitsleiſtung
erwariete. Praktiſche Verſuche bewieſen auch die Richtigkeit der
letzten Behauptung, ein engliſcher Volkswirt ſtellt direkt nach prak
tiſchen Erfahrungen den Satz auf: Niedrige Arbeitszeit, hoher
Lohn gleich billige Produktion, und umgekehrt. Selbſt ein Mann wie
Freiherr v. Gamp, der kaum im Geruch der Arbeiterfreundlich-
keit ſtehen dürfte, ließ ſich lieber Steinträger von Berlin kommen,
die 4 M. den Tag koſteten, nur weil er mit ihnen beim Bauen beſſer
fuhr als mit pommerſchen Steinträgern, die nur 1.50 M. pro Tag
koſteten. Bei Zeiß in Jena wurde feſtgeſtellt, daß bei einer
Herabſetzung der Arbeitszeit von 9 auf 8 Stunden der Verdienſt pro
Stunde bei gleichen Akkordſätzen von 61,9 Pf. auf 71,9 Pf. ſtieg.
eine Steigerung der Jntenſität von 100 116,2.

Der Arbeiter iſt eben kein Mechanismus, ſondern ein Orga
nismus, und ſeine Leiſtung iſt von phyſiſchen und pſyhchiſchen
Bedingungen abhängig, die man nicht mit den mechaniſchen einer
Maſchine vergleichen kann. Werden an einen Menſchen Anforde-
rungen geſtellt, die über das täglich zu erſetzende Energiemaß hin
ausgehen, ſo tritt Ermüdung und ſchließlich Erſchöpfung, bei dauern-
der Ueberanſtrengung Enktartung ein.

Allerdings kann auch die andere Grenze gezogen werden, daß
eine zu große Pauſe zwiſchen den Arbeitszeiten eine nachteilige
Unterbrechung der Uebung zur Folge hat. Die Vertreter dieſer
Annahme berufen ſich auf Erfahrungen im Oſten und Orient. Da
zu bemerkte der Redner: Dieſe Behauptung iſt richtig, wenn ſie
eine Bedürfnisloſigkeit vorausſetzt, die der moderne
europäiſche Arbeiter nicht mehr ke'n nt. Der heutige Arbeiter
ſteht in einer Tätigkeitsſphäre, die ihn in Spannung hält, be
ſonders den großſtädtiſchen, der übrigens ſeine Freizeit geſitteter
zu verbringen weiß als der Arbeiter der Provinz.

Des weiteren bewies Prof. Brentano, daß die Gewähvung
hoher Löhne und kurzer Arbeitszeit Grundlagen des techniſchen
Fortſchrittes und der rationellen Beitriebsfüh-

ſind. Das Taylorſhſtem wird aber von den Arbeitern
mit Recht als ein Raubba'u an ihrem Leben betrachtet. Das
heruntergebrachte Europa kann nur durch Menſchenökono-

u i Höhe W 7 itte ung von itslohn iſtung zur Sicherung
des Wohlergehens der Arbeiterſchaft.

Japans Jnvaſion in Sibirien.
m 13. März. Der Korreſpondent der Telegraphen- Union

a ren d heit Borderegen in gesun reitungen imſHon ſeit onaten durchgeführt. Sei November ſind
rich amerikaniſche, engliſche und japaniſche Schiffe ein und aus

Es fällt allgemein auf, die Japaner die erbeuteten

Die P r en dasStil und einmal die einesin Ein in Tokio erſcheinendes Blattals es hen den ruſſiſch Beziehungen
J Korreſpondent des Petit Pariſten be

n:
h erklären, die Vereinigten können der

ibirien ſtimmen. Eine amerika Ae Eine der nenen Welt wider
ech en.
Der Waſhingtoner Korreſpondent New VPork World berichtet, l ſi n garke japaniſcheStr ten 5 l r I e

die ſich den Japanern anſchließen wird.

Der Krieg zur See.
Berlin, 12. März. (Amtlich.) Neue UBoot Erfolge auf

dem nördlichen Kriegsſchauplatz 19 500 Br. -R.T. Unter den ver
enkten Schiffen befand ſich der engliſche bewaffnete Dampfer
ockpool, 4502 Br. -R.-T., der 6000 Tonnen SGerſte und

ß15 Tonnen Stahlbarren geladen hatte. Der Kapitän des
Schiffes wurde gefangen eingeb Zwei weitere 5000 Br. R.T.
große Dampfer wurden vor dem r des Aermelkangls
verſenkt, davon einer wahrſcheinlich amerikaniſcher Nationalität,
aus einem einlaufenden ſtark geſicherten Geleitzug heraus.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Bern, 11. März. Progrès de Lyon meldet aus Paris: Der

frühere deutſche Dampfer Nürnberg (3780 Tonnen), den
Frankreich für Senegambien in Dienſt geſtellt hat, wurde von
einem unbekannten Dampfer verſenkt.

Deutſche Flieger über Veapel.
Verlin, 12. März. (Amtlich.) Marineluftſtreitkräfte be

legten in der Nacht vom 10. zum 11. März die Hafenanlagen
und militäriſchen Einrichtungen von Regapel ſowie die Eiſen
werke von Bagnoli ausgiebig und wirkungsvoll mit Vomben.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine,
Jn Jtalien ſcheint man von dem plötzlichen Beſuch über der

ſüdlichen Spitze der Halbinſel ſo überraſcht geweſen zu ſein, daß
man nicht einmal feſtſtellen konnte, welcher Art die Angreifer
waren.

Lugano, 12. März. Der Angriff eines feindlichen Luftſchiffes
auf Neapel, der 16 Tote und 50 Verwundete forderte, hat in
Jtalien lebhafte Ueberraſchung und großen Schrecken verurſacht,
da der ganze Süden wegen der großen Entfernung als ſicher
Die Preſſe nimmt an, daß das feindliche Luftſchiff an der Küſte
Dalmatiens aufgeſtiegen iſt, die 350 bis 450 km von Neapel
entfernt liegt. Sie äußert ihre lebhafte Entrüſtung über den
Angriff und verlangt Repreſſalien.

Wilſon an die Ruſſen.
Wilſon ſchickte an den amerikaniſchen Konſul in

Moskau folgende Depeſche: Jch möchte die Gelegenheit des
Zuſammentritts des Kongreſſes der Sowjets ergreifen, um die
aufrichtige Sympathie des Volkes der Vereinigten Staaten in dem
Augenblick auszuſprechen, wo die deutſche Macht ſich eingedrängt
hat, um den Kampffür die Freiheit zu unterbrechen
und um ſeinen Erfolg zu bringen ſowie die Wünſche Deutſchlands
an Stelle der Ziele des ruſſiſchen Volkes zu ſetzen. Unglücklicher-
weiſe iſt die Regierung der Vereinigten Staaten jetzt nicht in der
Lage, unmittelbare wirkſame Hilfe zu leiſtenaber ſie würde es wünſchen, dieſe Hilfe zu erweiſen. Jch möchte
dem ruſſiſchen Volke durch den Kongreß die Gewißheit geben, daß
die Regierung der Vereinigten Staaten jede Gelegenheit benutzen
wird, um Rußland noch einmal die vollkommene Souveränität und
Unabhängigkeit in ſeinen eigenen Angelegenheiten zu ſichern, und
ihm wieder zu ſeiner großen Rolle im Leben Europas und der
modernen Welt in vollem Umfange zu verhelfen. Das Volk der
Vereinigten Staaten nimmt mit ganzem Herzen an dem Verſuche
des ruſſiſchen Volkes teil, ſich von jeder alten autokratiſchen Regie-
rung zu befreien und Herr ſeines eigenen Landes zu werden.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Aus der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion.
Die Fraktion beſtimmte in ihrer Sitzung am Dienstag die

Redner zu einer Reihe Kapitel des Etats. Zum Etat des neuen
Wirtſchaftsamtes werden ſprechen die Abgeordneten Dr. Süde-
kum, Hoch und Schumgn n. Beim Reichsamt des Jnnern
wird Abg. Haſenzahl die i re gangefrasef, Abg. Schul z
Erfurt die Fragen kultureller Art behandeln. Ueber die Novelle
zum Schutz haftgeſetz Abg. Wendel, zum Poſtetat Abg.
Taubadel. Zu den Kriegskrediten ſprechen für die Fraktion
Abg. Noske, zum Belagerungszuſtand Abg. Bauer -Breslau,
zur Zenſur die Abgg. Heine und Meerfeld.
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Sine Folge der Veichsſchulden.
Die Verwaltung der Reichsſchuld erfolgte bisher durch

die preußiſche Hauptverwaltung der Staatsſchulden. Dieſes
Syſtem beſteht ſeit dem Jahre 1868 und hatte ſich nach
Angabe der Verwaltung bewährt. Mittlerweile ſind die
Schulden aber derart geſtiegen, daß der preußiſche Staat
den Standpunkt vertritt, daß das Reich für die Verwaltung
ſeiner Schulden größere Opfer 7 bringen habe. Zunächſt
wird der Bau eines eigenen Gebäudes für die Reichs-
ſchuldenverwaltung gefordert und dieſe Forderung wird in
folgender Weiſe begründet:

Die Frage des Neubaues wird ihre Erledigung in der Weiſe
finden müſſen, daß das Reich auf ſeine Koſten das Baugrundſtück
erwirbt und den Neubau errichtet. Die Uebernahme dieſer Koſten
auf das Reich iſt gerechtfertigt, weil der Neubau nur durch das
Anwachſen der Reichsſchuld notwendig geworden iſt.

8 Millionen Mark ſind lediglich notwendig, um die
Grundſtücke zu erwerben, auf denen das neue Gebäude
für die Reichsſchuldenverwaltung gebaut werden ſoll. Wie
hoch ſich die Baukoſten überhaupt ſtellen, läßt ſich heute
noch nicht überſehen.

Der Arbeitsplan des Reichstages.
Der Aelteſtenausſchuß des Rei trat geſtern vor Be

inn der w um die a ine zuraten. Am tt ſoll die Mittelſtandsinterpellation des
Zentrums, ferner das Geſetz über die Kri der Reichs
bank und die Aenderung des Poſtſcheckgeſetes auf sordnung

ſetzt werden. Sbenſo der Erwerb eines Gebäudes für Reichs
ſdenverwaltung. Am Donnerstag wird die RMittelſtandsinterpellation weiterberaten werden, cvenſo das Reichskino-Geſetz. Der

Aelteſtenrat wird dann wieder zuſammentvreten, um ſich ſchlüſſig

II —-——à—

e en

werden ſoll. Der Sonnahend ſzu machen, ob die n e am
r den Hauptausſchuß, der e 2

M der Vollſitzung 3
Sqandfſlece an der Ration?

der konſervatiden rer von Oldenburg-za r drückte bekanntlich in der Berliner h
ammlung n

er n en“ en.e ab von den z ſprach, ſo dem re dieſe

ichnung der dar freien Gewerkſchaften

t Partei des Januſchauers ſonſt üblichen Ausdrucksform zu
bedienen.

Die tieſe Roheit, die ſich in dieſer Wendung desnſervativen Maulathleten offenbarte, hat in der ſozialdemokra-
ti i und in dem anſtändiſchen Teile der bürgerlichen
Preſſe einhellige Charakteriſteru Flunden Das i e
einer Weiſe geſchehen, die durchblicken ließ, man habe in dem
Oldenburg mit einer Ausnahmeerſcheinung zu tun, die mit der
durch dieſen Ausſpruch enthüllten erſchreckend niedrigen und ver
wilderten Geſinnun ger in der konſervativen tei allein
ſtehe. Schon vom Standpunkt des Kulturmenſchen, der auch in
dieſen ent svollen Zeiten in ſeinen Nebenmenſchen nicht ver
W möchte, wäre es begrüßenswert geweſen, wenn dieſe

nſicht hätte aufrechterhalten laſſen.
Leider läßt ſie z nicht halten. Aus vorliegenden Zeug-niſſen muß man ſch e in den 8777 Oldenburg nahſt

und naheſtehenden Kreiſen dieſe infame und verabſcheuungswürdige
Geſparrs ziemlich allgemein iſt. So 3 in einer Verſammlung,
die die Konſer vativen im adt Hamburg in Garde-
le gen abgehalten haben, ein Redner eine Aeußerung getan, die
die Befriedigung über die Verluſte der Sozialdemokratie
zum Ausdruck gebracht hat. Dort hat ein gewiſſer Dr. Adler-
r r geſagt, je mehr „Rote“ im L fielen,deſto größer werde die daß endlich einmal
eine andere Geſinnung in die Welt komme.

Wir ſtellen alſo feſt: in weiten konſervativen Kreiſen Deutſch
lands begrüßt man deutſche Verluſte, weil ſie m in
erſter Linie den politiſchen Gegner treffen. Es iſt ü zſruſis,
über dieſe „nationale“ Geſinnung noch ein Wort zu verlieren
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Der Zentralvorſtand der Nationalliberalen für das
gleiche Wahlrecht.

Dem Zentralvorſtand der nationalliberalen Partei, der geſtern
in Berlin zuſammentrat, wurde im Rahmen der Beſprechungen
über die innere Politik eine Reſolution vorgelegt, worin aus-
geſprochen iſt, daß der Zentralvorſtand die Einführung des glei-
chen Wahlrechts für die Wahlen zum preußiſchen Ab
geordnetenhauſe für eine Staatsnot wendigkeit
hält und daher die Landtagsfraktion unter Zurückſtellung gewich-
tiger Bedenken bittet, ſich auf den Boden der Regierungsvorlage
zu ſtellen. Nach lebhafter Ausſprache, an der ſich auch Dr. Streſe
mann, Staatsminiſter Dr. Friedberg und Staatsſekretär
von Krauſe beteiligten, gaben bei der immung von den
preußiſchen Mitgliedern des Zentralvorſtandes 64 ihre Stimme
dafür und 21 dagegen ab. Von den übrigen RMitgliedern
ſtimmten 40 dafür, drei dagegen. Die Entſchließung wurde alſo
insgeſamt mit 104 gegen 24 Stimmen angenommen.

Dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe iſt ein Geſetzentwurf zu
gegangen, wonach die mit dem 11. Juni 1918 ablaufende Legis
laturperiode um ein Jahr verlängert werden ſoll.

Deutſcher Reichstag.
138. Sitzung, Dienstag, den 12. März 1918, nachm. 2 Uhr.
Am Tiſche des Bundesrats: Wallraf.
Das Haus ehrt das Andenken an den verſtorbenen Aba. Stolle

(U. Soz.), der dem Reichstag ununterbrochen ſeit 1881 angehört
hat, durch Erheben von den Sitzen.

Aufragen.
Abg. Dr. Quarck (Soz.) führt Klage über die mangelhafte

Kohlenverſorgung der ſüddeutſchen Städte, ſpeziell Frankfurt a. M.
Direktor im Reichswirtſchaftsamt Müller: Die jetzt ſchlecht ver

ſorgten ſüddeutſchen Städte ſollen künftig beſſer r werden.
Abg. Geyer (U. Soz.) beſchwert ſich über eine Verſchärfung

der Vorzenſur, da zur Ausfuhr beſtimmte Zeitſchriften ſchon
24 Stunden vor der Ausgabe im Original oder Umdruck eingereicht
werden müſſen.

Major van der Berg: Eine Verſchärfung der Vorzenſur iſt nicht
vorgenommen worden; es handelt ſich hier um eine neue lung
n sfuhr von Zeitſchriften, die im Intereſſe der Zeitſchriften
e iegen.

Abg. Scheef (Freiſ. ob der Wunſch der kleinen Land
leute, daß ihnen für das nde Brotgetreide eine entſprechende

ſelbſterzeugter Gerſte belaſſen werden möge, erfüllt wer
n könne.

Unterſtaatsſekretär v. Vraun: Mit Rückſicht auf die beſonderen
Verwendungszwecke der Gerſte iſt es nicht lich, dieſem Wunſch
der Gerſte beſitzenden Teilſelbſtverſorger zu erfüllen.Uhlig (Soz.) lenkt die Aufmerkſamteit auf ein verktrau

liches reiben des Reichsverbandes für Herren- und Knaben-
nach dem die Reichsbekleidungsſtelle dem großen Mangel

an Oberkleidung für die minderbemittelte Bevölkerung rch ab
helfen will, daß an Stelle der Beſchlagnahme den Detailgeſchäften
die Verpflichtung zur Lieferung von 25 000 Anzügen auferlegt iſt,
wobei ihnen geſtattet ſei, auf den Fakturen- oder Einſtandswert
dieſer Notſtandskleidung Zuſchläge bis zu 50 Prozent zu erheben.
Es bedeutet dies eine ungeheuerliche Verteuerung der Notſtands-
kleidung für die minderbemittelte Bevölkerung.

Direktor im Reichswirtſchaftsamt Müller: Das Rundſchreibendes genannten Verbandes emiſerist nicht den Tatſachen. Den

x in e von 50 Prozent hat der Verband bean-
ſprucht, er iſt ihm aber nicht bewilligt worden. In dieſer Höhe
gilt er nur für Anzüge aus Stoffen, die noch aus Friedenszeiten
ſtammen. Jm übrigen ſind die Preisforderungen des Verbandes
ſehr weſentlich herabgeſetzt worden, und die wird geprüft,
ehe der t dir t Alhilfe nernTaubadel wünſcht gegen eine Anordnung
des ſtellvertretenden Generalkommandos des 5. Armeekorps, wo
nach Beſtimmungen des Geſehes über den Vaterländiſchen Hilfs-
dienſt auch für Jugendliche männliche Perſonen im Alter von 14
bis 17 Jahren Anwend finden ſollen.

Major v. Braun: Rechtliche Bedenken gegen die Verordnung,
die auf Grund des Geſetzes über den Belagerungszuſtand erlaſſen
iſt, beſtehen nicht. Eine Ausdehnung des Hilfsdienſtgeſetzes über
die untere Altersgrenze hinaus und eine zwangsweiſe Heran
zieht jugendlicher Arbeiter iſt auch nicht bea gt.

Abg. Kleye (Natl.) beſchwert ſich über zu niedrige Bezahlung
de Ondwirie bei der Aushebung von rden für militäriſche

Generakmheanſtaneee z. r Wriesberg ſagt ein nachträgliches T
n JAbg. v. Gräfe (Konſ.) rügt das Verhalten der däni

eehhten e dem deutſchen Priſenſchiff deMe und t, we das den henVölberrechts und einer lohyalen enkratitat widerſprechende Ver

fahren der däniſchen Regierung unternommen worden ſind.

geghert v h eng Tore deutſſegierung penhagen vor geworden, wobeiſich auf das b. ten der däniſchen Regierung über einem in

Seenot geratenen engliſchen Schiff geſtützt hat. Die Reichsregies



er
heute oder morgen in Verlin erwartet.

Die neue Zuſammenſehnng des R

mmenlegung ildet. Dieſe Riefenwa tenbegr rdnete w. h 10 rwä lt, im re Teltow 7, in Ha 5, und Leipzig
e in Köln, Breslau, Duisburg, Dortmund, Eſſen, Niederbarnim,

ünchen und Dresden 3 und in den übri roßen Wahlh 2. Jn dieſen ſen wird die Verhalimewaht ein

Staatsſekretär des Jnnern v. Wakraf: Die w. p.verenlera lercv der hen die hen Geſetz 000 be-
tragen ſollte, beträgt nach der lehen ung 168 500. Die
Vorlage bringt eine Teilreform. i Zugrundelſchnittszahl von 100 000 würde der i tag aus 700

beſtehen. Jm allgemeinen entſpricht die Vorlage dem frühere
ſchluſſe des Re s nur mit der kleinen A daß der
Begriff der wi tlich guſfammengehörigen Gebiete in die
Vor übernommen iſt, vor allem mit R darauf, daß dieſer
Begriff ſehr verſchieden ausgelegt wird. Miniſter erörtert
re h die Vorteile und Nachteile des Proportionalwahl
yftems;em ne Ausfü bleiben im Zuſammenhang auf derTribüne i erinn We Freen W a befü

für die einzelnen Parteien mit ſich

Das W daß die u Wrein ſa n Beweggründen en n.
daß auch die Kritik nur von ſachlichen Motiven ausgehen

wird.
Abg. Kuckhoff (Zentr.): Die Vorlage bedeutet ein Stück Neu

orientierung. Sie iſt bedingt durch die dern der
Bevölkeru in den großinduſtriellen hlkreiſen.
jetzt Wahlkreiſe mit 1 300 000 Ginwohnern. r rüßen die
Vorlage grundſätzlich.. Eine allgemeine Reform der kreis
einteilung wäre zur Zeit nicht zweckmäßig, zumal die letzteVolkszählung von 1910 jetzt keineswegs mehr war iſt. Die

Verhältniswahl wird durchaus günſtig wirken, i ſie
Minoritäten die Vertretungsmöglichkeit gibt. Die politiſ
tung der Verhältniswahl wird man abwarten müſſen. Jedenfalls
werden auf dieſe Weiſe die 44 neuen Abgeordneten nicht einer
Partei zufallen, ſondern ſich auf verſchiedene Parteien verteilen.

die Mittelſtädte. Eine ganz gevechte Vertei

Abg. Dr. Gradnauer (Soz.):
Die Vorlage bringt zum erſtenmal eine einſchneidende Aende-

rung des Reichstagswahlrechts und iſt zweifellos von großer Trag
weite in politiſcher Beziehung. Jch kann ſie aber ni günſtig
beurteilen, wie mein Vorredner. Der Staatsſekretär die Vor
lage ſehr nüchtern eingeleitet. Jn höheren Tönen ſprach im
vorigen Jahre Dr. e über die Abſicht der itung,
Er ſagte, der geplante Ausbau ſolle die freie und freudige Mit
arbeit aller Glieder des deutſchen Voſtes ſichern. Jch kann wahr
lich nicht anerkennen, daß dieſen tönenden Worten die jetzige Vor-
lage auch nur annähernd gerecht wird. (Sehr wahr! b. d. Soz.)
Statt einer wirklich groß angelegten Reform bekommen wir eine
Teilvreform, die bepackt iſt mit einer Fülle ſehr fragwürdiger Be.
ſtimmungen. Wir haben die Ungerechtigkeit der Wahlkreisein-
teilung oft genug aufgedeckt und haben auch die Verhäliniswahl ſeit
langem gefordert.
unſerer vieljährigen Bemühungen. Leider weiſt ſie aber einen
überaus zwieſpältigen Charakter auf. Einen guten und gerechten

r bringt un S e v zum warwir das Ganze nur r unzurei und unbefriedigeen War 5 n b. a. wie em wäre us Man en im Kri üman keine großen Parteikämpfe hervorrufen. Aber dasſelbe haben

wir in Preußen immer gehört und ſchließlich iſt man doch auch dort
e einer beſſeren Einſicht gekommen. Gerade jetzt nach dem großen

rlebnis dieſes Welikrieges wäre es eine Pflicht der Reichsleitung
und des Reichstags,

die volle Gleichberechtigung der deutſchen Staatsbürger
auch auf dem Gebiete des Reichstagswahlrechts zur Durchführungzu bringen. (Sehr gut! b. d. So

England hat im Kri eine Wahlreform großen Stils, die
auch 6 Millionen der weiblichen Bevölkerung das re brachte,
durchgeführt. (Hört, gert g. Vorlage aber bleibt der
pluralrechtliche Charakter der Reichstagswahlkreiseinteikung, der
durch die immer wachſende Ungleichheit der Bevölber zahl in
den Wahlkreiſen entſtanden iſt, auch in r tn Um-
fange erhalten. Berlin, das an Umfang ſo groß iſt wie die Pro
vingz Oſtpreußen, wird nach dem neuen etz nur 10 Abgeordnete
in R entſenden können, die inz Oſtpreußen da

n.ſt von 163 500, 62 davon haben ſogar weniger als 100 000 Ein

wohner. Ein Wahlkreis wie Teltow mit einer e von
1315 000 erhält in Zukunft 7 Mandate; aber ebenſo 7 ndate
bekommt auch der Regierungsbezirk Stettin mit nur 860 000 Ein-
wohnern. Die Ei vor den Toren Münchens, in einem ſo

zwei bis dreifache

rt, hörth) 277 Wahlkreiſe bieiben unter dem Durch Zentr

e e i e r Werte e h Seee in n r erhaben nur dasſelbe Wahleecht wie die drei iſe,

in denen die Hauptführer der Konſervativen gewählt ſind.
Hört, hört!) Das Proportionalwahl recht will die
u e luſees Uchine a de gen m Wa 7 el. i rt, ieVerhältniswahl nur für einen Teil der Großſtädte ei t, hat
offenſichtli eine Spitze gegen die Arbeiterſchaft. wahr6. b. t Das wie offenherzig in r

iſt die mit par itiſchen S be
Der tendenziöſe Einſchlag der daraus
daß die Verhältnistwahl in einer W iſt,Zwed durchaus widerſpricht, der JMi reſtlos erfaßt werden. der eerhebliche Minderheiten aus, die unter Umſtänden,

z. B. 5 ien in einem Wahftreiſe vorhanden ſind, ins
amt die vheit darſtellen können und die ſicherlich in allen
e e ſie Drei 15 ſennentan F. ſern

n ſt ntun,es wieder zu den „unnatürlichen Warivundniſfen denene

hältniswahl ja nach der Begründung gerade rken ſoll
Ein weiterer Uebelſtand der Vorlage iſt die

beit in den lt c
mit

n r n i. e dee

Jnſofern bedeutet die Vorlage einen Erfolg

e

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, 12. Märg.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Die feindliche Artillerie entwickelte am frühen Morgen anStellen T Front, namentlich zwiſchen der Lys und

Segarge, rege Tätigkeit. Auch in den Abendſtunden lebte der

Das Ortſchaftenforderte zahlreiche Opfer unter der franzöſiſchen Bevölkerung. Auch
Cambrai erhielt mehrere Schuß ſchwerſten Kalibers.

Zur Bergeltung für feindliche Fliegerangriffe am 9. und
10. März auf Stuttgart, Eßlingen, Untertürkheim und Mainz
haben unſere Flieger in letzter Nacht Paris ausgiebig und erfolg
reich mit Vomben belegt.

Leutnant Freiherr von Richthofen errang ſeinen 27. Luftſieg.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Alles in allem bedeutet die Vorlage eine Milderung des bisherigen
Unrechts des Reichstagswahlrechts en die großen Städte und eführt das neue Prinzip der Se swahl ein. Freilich bleibt viel

altes Unrecht beſtehen und neue Mängel und Benachteili 1 ſind zu
rchten. Die Reform iſt eine Teilreform und itr otwendig

keit einer weiteren Reform in ſich. Freilich verwahrt ſich die Regierung
gegen eine weitere Reform in abſehbarer Aber trotz ſolcher Ver
wahrungen wir die Entwicklung nicht ſtill ſtehen. Das Verlangen nach
der allgemeinen Anwendung des Verhältniswahlrechts und nach einer
wirklich gerechten Einteilung der Wahlkreiſe wird immer ſtärker werden.
hre endgültige Stellungnahme behalten meine Freunde ſich vor. Aber
elbſt wenn das Geſetz in verbeſſerter Form zuſtande kommt, ſo können
wir es nur als ein Proviſorium betrachten, als einen Anfang, als
einen Schritt auf dem Wege, 9 den in Zukunft weiter marſchiert wer
den muß. Bravo bei den Soz.

Abg. Mäller-Meiningen (Vp.): Meine Freunde ſtehen dem Ent-
wurf weſentlich ſympathiſcher gegenüber als der Vorredner, er iſt der
erſte Erfolg der Arbeiten des Verfaſſungsausſchuſſes. Die Vermehrung
der Abgeordneten um 44 erſcheint uns richtig. Auf Schachern und
Feilſchen im einzelnen darf man ſich nicht einlaſſen. Daß durch die
Verhältniswahl die Minderheit nur in einigen Wohlkreiſen vertreten
ſein ſoll, erſcheint auch uns als ein Mangel. Aber nach der ganzen
Enktwicklung, die die Angelegenheit genommen hat, muß das jetzt mit in
den Kauf genommen werden. Alles in allem ſcheint die Vorlage jeden-
falls eine gute Grundlage für die Löſung des techniſch ebenſo ſchwierigen
wie politiſch wichtigen Problems.

Abg. Dr. Funck (Natl.): Wir ſehen in der Vorlage eine loyale Er
un Wunſches des Reichstages. Jch deſte daß die Freunde des

Gradnauer ſich in der Kommiſſion der Vorlage freundlich gegen
Von einer Arbeiterfeindlichkeit der Vorlage kannüberſtellen werden.

Sie wird zweifellos eine bedeutende Verman wirklich nicht ſprechen.
mehrung der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten zur Folge haben. Er-
freulich iſt, daß man die gebundenen Liſten nicht eingeführt hat, hinter
denen ſich das indirekte Wahlrecht verbirgt. Für den Fall, daß die
Wahlanfechtungen ſich nach der Vorlage vermehten ſollten, würden wir
erneut anregen, die Wahlprü einer richterlichen Behörde zu
überweiſen. (Bravol bei den Natl.

Abg. v. Veit (Konſ.): Die Vorlage ſcheint uns die hohe Bedeutung
der gütererzeugenden enden nicht genügend zu berückſichtigen. Die
n 44 Mandate geht ſehr weit; wir hatten 7 mit
20 neuen Mandaten gerechnet. Den wenigen Vorteilen des Propor-
tionalwahlfyftems ſt erhebliche Nachteile gegenüber. Der Einfluß
der politiſchen Pa tungen wird dadurch erheblich verſtärkt. Die
perſönliche der Abgeordneten mit den Wählern wird
vermindert. Jn der Vorlage wird geſagt, daß von einer Ausdehnung
der Verhältniswahl auf das ganze Reich keine Rede ſein könne. Der
Vizekanzler v. Payer hat aber neulich geſagt, die Vorlage ſei die
Probe auf die der Verhältniswahl im großen. (Hört,
hört! rechts.) Wir ſtimmen der Ueberweifung der Vorlage an
Verfaſſungsausſchuß zu.

Abg. Dr. Erdmann (U. Wir können dieſem Viertel- dder
Achtelreförmchen kein beſonderes Vertrauen entgegenbringen. (Bravo! bei
den U. Soz.) Mit dem Zweck der Vorlage haben wir nichts zu tun.
Die Wahlreform wird betrieben, um die Arbeiter in den Schützengräbenund den Munitionsfabriken bei der Stange zu halten im Intereſſe der

Kriegsziele der Eroberungspolitiker. (Sehr wahr! bei den U. Soz.)

Graf v. (D. Frakt.): Die i en der Bevölkerung wird über kurz oder lang zu einer Umänderung der geſetz
lichen J der Wahlkreiseinteilung zwingen. Dabei muß aber
neben der Bevölkerungszahl auch die Fläche mit in Betracht gezogen
werden; ſonſt wird der Reichstag immer mehr zu einer Vertretunggroßſtädti cher Jntereſſen.

Die Debatte ſchließt.
ſchuß überwiesen.

Es folgt die Vorlage zur Aenderung des Poſtſcheckgeſezes, die dem
Hauptausſchuß überwieſen wird.

Nächſte Sitzung: Mittwoch, 2 Uhr: Mittelſtandsinterpellation des
ums.

Schluß 347 Uhr.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
125. Sitzung, Dienstag, 12. März, vorm. 11 Uhr.
Am Miniſtertiſch: Dr. Sydo w.

Der Elat für Handel und Gewerbe.
Berichterſtatter iſt Abg. Oeſer (Vp.), der beſonders die Frage

der Rohſtoffverſorgung nach dem Kriege veſpricht,
Abg. Roetiger (Konſ.): Von reichlicher Rohſtoffbeſchaffung hängtunſere Zutunſt ab. Für die welt wirtſchaftlichen Fragen bleiben wir auf

den Weſten angewieſen. Nach dem Kriege brauchen wir einen wirk-
l Burgfrieden, er wird aber gefährdet, wenn S 153 der Gewerbe
ordnung aufgehoben wird. Die Arbeiter dürfen gegenüber dem Terror

s gemacht werden. (Unruhe uei den Soz.) Auch der
ſer dem deutſchen Arbeiter die Freiheit gegenüber dem Streik-

terror verbürgt.
Abg. Dr. Bell (Zenir.): Der Schwerpunkt unſerer Wirtſchaft liegt

im Jnnenhandel. Weg mit allem Staatsſozialismus im Frieden. Un
e Kalimonopol muß beſonders nutzbar gemacht werden, denn die Welt

ungert nach Kali.
Abg. Dr. v. Woyna (Freikonſ.): Ich freue mich über die Kriegs-

freudigkeit des Vorredners, die eine bemerkenswerte Aenderung in der
Haltung des Zentrums en (Hört, hört)) Der Zwangsſozialis-
mus

Dr. Wendlandt (Natl.): Die Zahl der weibli Gewerbe
inſpektoren iſt erfreulicherweiſe erhöht worden. B iſt die ge
plante Aufhebung einer Anzahl Seefahrtsvorſchulen, deren wir dringend
bedürfen zur U der Menſchen in der ffahrt. Jn
der Ueberg das Handwerk durch Selbreichen Wnnen. Das l

umngeſetzt werden.

Abg. Hue (Soz.):
e
nicht mehr emhellen der Verwaltungsreform muß w

et

Der Entwurf wird dem Verfaſſungsaus-

fe viel er

e h en in den Weg Es
viel höhere Staatsmittel zur Wohnungsbeſchaffung hergegeben werden.

den im November 1917 ein Einſchreiten angeordnet.

werden.
ſogen. „Uebergangsparlament“ ſind Vertreter der Großinduſtrie, des Handwerks und der Landwi aber 33

einziger Arbeiter- und Angeſtelltenvertreter berufen worden. (Hört,
hört! links.) Die Widerſtände, denen das t iſt, wurden im

o ſtepreußiſchen Handelsmin unterſtützt. hts bei uns mit der
entierung!

Das ganze Schimpfen auf den Kriegsſozialismus“
iſt eine J hrung der öffentlichen Meinung. Jn Wahrheit ſind die

ſell Fate iFir r t en wie einer ge
ufſi r wahr! bei den SoSchulze oder Müller iſt ſo ſelten, daß er völlig Auſupiee New

Mit Sozialismus hat ze Preistreiberei und Volksauswuchere re zu iun, wo
es iſt reinſter Kapflalismus. Was iſt der Fall Daimler anderes als
eine Folge der von uns oft gekennzeichneten Profitſucht, die über Leichen
geht? Arbeiter und Arbeiterinnen ſitzen wegen unbeſonnener Worte hin
ter Schloß und Riegel, aber die Heeresverwaltung iſt nicht imſtande,
dieſe Generaldirektionen zur Befolgung der gemeinſchaftlichen Gebote
zu zwingen und die vorgekommenen

betrügeriſchen und landesverräteriſchen Manöver

werden gar noch von einem Teil der deutſchen Preſſe, ſo von der
Deutſchen Tageszeitung, verteidigt! (Lebh. Hört, hört! links.)
Mit Daimler ſind die Deutſchen Waffen- und Munitionswerke, die Fir
men Löwe, Köln-Rottweil u. v. a. eng verbundenz; die Kenntnis
von den Daimler-Vorgängen gehabt haben, e weit über dieſe
Direktionen hinaus. Wenn man die immer weiter ſteigenden ungeheuren
Gewinne der Sprengſtoffwerke ſieht, begreift man den nationalliberalen
Ausruf: „Wo ſind unſere Millionen geblieben?“ Und der Fall des
Wohltäters v. Behr-Pinnow und die geflickten Granaten: das alles iſt
der Gegenwartsſtaat, nicht der ſozialiſtiſche.

General Gröner, der eine Denkſchrift über den Lieferungsſchwindel
ausgearbeitet hatie, wurde gegangen!

(Hört, hört)) In der Liſte der Maßgebenden des DaimlerKonzerns
findet man bekannte Wahlrechtsfeinde, Großfinanziers und auch Leute
von der Ala. Denn:

„Ala iſt groß und
Hugenberg iſt ihr Prophet.“

(Heiterkeit.)
Vom Schleichhandel

kaufen alle großen Werke und die Hotels erklären, daß ſie ihre Küchen
ſchließen müſſen, wenn der Schleichhandel noch ſchärfer bedroht werde.
Die Auswucherung des Publikums iſt nirgends ſo unglaublich wie in
Berlin, am Sitz der höchſten Behörden. Die Verbrechen häufen ſich.
Täglich werden 500 Diebſtähle in Berlin bei den Verſicherungsgeſell
et angemeldet. Wenn wir raſch wieder in die Weltwirtſchaft

ineinwachſen wollen, kann es nur durch den Verſtändigungsfrieden
Jch ſehe kein baldiges Ende des Krieges, wenn nicht der

ewaltfriede von Breſt-Litowſk durch eine ſchiedlich- friedliche Verein
barung mit Rußland erſetzt wird. (Sehr wahrl bei den Soz.)

Für die Uebergangswirtſchaft fehlt es vor allem an ausreichender
Organiſation der Arbeitervermittlung über das ganze Reich hinweg an
Vorkehrungen für die Arbeitsloſen, denen der Miniſter einſtweilen den
Soldatenlohn weitergewähren will (Hört, hört! bei den Soz.) Es
fehlt an Sicherungen der früheren Arbeitsſtellen und auskömmlichen
Lohns, an Wohnungen, an internationalem Arbeiterſchutz. Die Ar
beiter fordern dazu, bei den Friedensverhandlungen vertreten zu ſein.

Wie lange will man die Geduld der Arbeiter noch mißbrauchen?
Das arbeiterfeindliche terroriſtiſch-unternehmerliche Ausnahmerecht des
g 153 will Herr Roetger natürlich nicht aufheben laſſen. Wer übt
den Terror? Wie arbeitet der Stahlwerksverband gegen die ihm nicht
beitretenden Werke? Regierungsrat Keſtner hat in ſeinem Buch über
„Organiſationszwang“ genug Material über den Unternehmerterror
beigebracht. Jch bedaure nur, daß Herr Roetger für das freie Selbſt
beſtimmungsrecht der Arbeiter nicht ſchon ſchwärmte, als er noch Krupp-
direkior war und jeder Arbeiter, der nur verdächtig wurde, organiſiert zu
ſein, auf die Straße flog unter Zurückbehaltung ſelbſt ſeiner jahrelang
gezahlten Beiträge für die Wohlfahrtskaſſe. (Hört, hört! bei den v

Gegen die von mir ſchon vor eineinhalb Jahren im Ausſchu
geſchilderte furchtbare Ueberarbeit von Frauen, ſelbſt

von Schwangeren in der Schwerinduſtrie,
was man damals als Uebertreibung bezeichnete, hat der Reichskanzler

ber da werden wie
der alle möglichen Ausnahmen zugelaſſen und im Nachſatz wird das
aufgehoben, was im Vorderſatz angeordnet wird. Das iſt der Schutz
unſerer Mütter! Der katholiſche Pfarrer Engelhardt hat dieſe ſchauder-
ehe Dauerarbeit kranker, ſchwacher Frauen in giftgasgefüllten, explo-

onsgefählichen, von donnerndem Lärm erfüllten Hallen geſchildert,
Wenn dieſe Leute ſchließlich verzweifelnd auf die Straße gehen und
manche gar ins Zuchthaus kommen, ſo ſind es wahrlich Hetzer
und Schürer, die ſie hineingetrieben haben, ſondern die Nachläſſigkeit
des Geſetzgebers. Ich beantrage Erhöhung der Zahl der Gewerbe
aſſiſtentinnen, und Sie ſetzen hinein „baldmöglichſt“; es fehlt eben der
ernſte Wille zum Schutz des Koſtbarſten, was wir haben. Bei all die
ſen Zuſtänden frage ich nur, wie lange noch? Beifall bei den Soz.)

Abg. Dr. Beil (Zentr.) erklärt gegenüber dem Abg. Hue, daß erin ſeinem Antrag die Gewertſchaſten durch die Berufsvereinigungen er

ſetzt habe, um einſtimmige Annahme herbeizuführen. Gegenüber dem
Abg. Dr. v. Woyna ſtellt er feſt, daß ſeine Rede weder kriegsfreudig
war, noch im Gegenſatz zur Haltung des Zentrums im Reichstage
ſtand. Jeder humane Menſch müſſe das Blutvergießen beklagen, aber
wenn die Entente Deutſchland trotz ſeiner Friedensbereitſchaft zum
Weiterkämpfen zwinge, dann bleibe Deutſchland nichts anderes übrig,
als die Entſcheidung durch das Schwert herbeizuführen. Mit dieſen
Ausführungen habe er, Dr. Bell, ſich ganz in Uebereinſtimmung mit der
nationalen Geſinnung des Zentrums befunden.

Das Haus vertagt die Weiterberatung auf Mittwoch 12 Uhr.
Schluß 5 Uhr.

Aus aller Welt.
70 000 M. einem Betrüger ausgezahlt. Warſchau, 12. März.Jn der Poſtanweiſungerahiſtelle des Poſtamts 1 in Warſchau

wurden 70 000 Mark in barem Gelde an einen Schwindler, welcher
ſich durch Le auswies, ausgezahlt. Die Poſtanweiſungen waren
an eine Warſchauer Bank gerichtet.

Arbeiter-Sekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.

Sprechſtunden nur wochentags von 11--1l Uhr und abends
von 5—8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

O
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Grieß. Von Donnerstag ab auf Marke 146 des Warenbezugs“
ſcheines 14 für jede Perſon Pfd. zum Preiſe von 32 Pf
pro Pfund.

Seeßſche. Donnerstag vormittag in den zrägggen Geſchäften
auf Abſchnitt 142 des uns 13 jede Perſon
P m Kabliau auf die Lebensmittelſcheine Nr. 3501

s

Eier. Donterstag, vormittags von 8--12 Uhr Nr. 14 0001--17 500,
nachmittag von 26 Rr. 17 501--21 000 der Lebens
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein St
für 33 nnig.

Kaſſecyerſog Donnerstag, m tag von 8--12 Uhr:
Nr. 45 501--57 000, nachmittags von 2 Uhr: Rr. 57bis 70000 der Lebene mittel cheine in der Talamtſchule

Jede Perſon Pfund zum Preiſe von 75

377 ute ſchon ſehr große Wohnungselend wird nach dem Krieg nochv Sir
n das
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ugerde Grundioge erßalten. Ueder Fe volkſſchen Zuſammen ehe
Die Vorgeſchichte Europas. e ne r eſein; für manche Ta hen ſind die beſonderen udd all e liegt g des 6. und 8. Jahr

X. Germauenkunſt und Völkerwanderung. gemeinen Gründe ſchon faßbar. g. e r r t Generationen ein r
Vorträge von Dr. H. Hahne. Die engen Verbindungen zwiſchen den an das Schwarze ſp til; die Einzelheiten der nſt ſind wieDirektor des Provingialmuſeums zu Hade. Meer gewanderten Goten und dem heimatlichen Norden er Wortbildungen der Sprache und die Motive der Muſik, feſtWie nach den vorgeſchichtlichen großen Nordeuropäer Aus blärt das Auftauchen und die Ausbreitung vieler neuer Er e oft bis ins einzekſte. Aus Elementen, bei

breitungen und Auswanderungen, der ſteingeitlichen Jndo ſcheimmngen der Zeit nach 200 in Oſt Nord und Mittel ierornamentik von den ein len der Tiere
tung und der der drongezeitlichen Germanen, germanien. Aus dieſem „Kulturſtrom“ der Zeit zwiſchen 200 aus den immer wiederkeh typiſchen Kopf, Leib und

und 350 iſt die erſte Anregung zur Ausbildung eines für die Beinbildungen, gebannt und an „vorſchri
germaneteausbrei

ſo iſt auch der frühgeſchichtlichen germaniſchen Völker
wanderung das Ergebnis eine Durchſetzung und Ueberſchich
tat weiten Umkreiſes und ferner Außenpoſten mit nord-
europäiſchen Menſchen. Sie bilden wenigſtens eine Zeitlang
die herrſchende Oberſchicht und ihre Kultur und Sprache und
andere weniger deutlich in der vorgeſchichtlichen und geſchicht
ichen Forſchung greiſfbare Mitbringſfel bilden die Wirkung
dieſer Völkerbewegungen. Manches bleibt lange oder dauernd
u der Oberfläche, vieles und darunter das Blut bleibt un
auslöſchbarer Beſtandteil der überſchichteten und durchſickerten
Sebiete, Eine neuzeitliche Geſchichtsforſchung, die mehr als
die frühere auf den Menſchen als Träger hiſtoriſcher und
kulturgeſchichtlicher Vorgänge Glickt und in den Germanen
wie in den Nordeuropäern der Vorzeit mehr umd mehr einen
alerwichtigſten Beſtandteil der Menſchheit erblickt, wird in
den, in der Vorzeit und Frichzeit deutlich zutage liegenden
Zuſammenhängen viel Anrvgumng und Grundlkagen für
Unterſuchungen in geſchichtlicher Zeit finden können.

Mit monunentaler Klarheit tritt als eine Folge der
Germanen-VPölkerwanderung die Germaniſierung der euro
päiſchen Kunſt und des europäiſchen Kunſtgewerbes zutage.
Die Altjachen von Teledo bis zum Schwarzen Meer, vom
höchſten Norden bis Karthago zeigen in den Jahrhunderten
der Deren zunehmend einheitlichen Charakter. Die

ganze Völkerwanderungszeit kennzeichnenden Stiles herzu
leiten. Mit der im ganzen oſtweſtlich gerichteten Völkerbewe
gung der Folgezeit, den nordſüdlichen Wanderungen und
den in unigekehrten Richtungen verlaufenden Rückwirkungen
gehen Stilitbertragungen innerhalb des Germaniſchen parallel,
und als ſeit dem 6. Jahrhamdert die Germaniſierung Europas
ihren Höhepunkt erreicht hat, iſt auch ein allgemein germani

ſcher Stil herrſchend, der im Norden weit in die geſchichtliche
Zeit hinein lebt und vom Süden her und dann in Frankreich
ſich allmählich verbindet mit neuen aus der wiederaufleben-
den Antike herzuleitenden Strömungen. Aber ſowohl in der
iriſchen Buchornamentik wie in den feſtländiſchen Kunſtge-
werbe, und auf manchen Gebieten, wie der Holzplaſtik beim
Hausbau, halten ſich die Formen der germaniſchen Tier
ornamentik lange und bis heute.

Der Geiſt, der in der Völkerwanderungsgeit die Kunſt
äußerung der Germanen beherrſcht, deſſen Anfänge aber weit
zuvrückweichen, iſt bei genauem Zuſehen führend geblieben in
aller germaniſchen Kunſt: die zu größter Mannigfaltigkeit ent-
wickelte Ausdrucksfähigkeit der Linie, das ſtändige Vermeiden
von Entwickhungsendpunkten, die Ruhe, Pedanterie und
Kriſtallifation bedeute, das ſtändige Lebendigbleiben, Neu
ſchaffen, das die Bewegung höchſtens bis zur monumentalen
Gebundenheit meiſternde, drängende Leben iſt das Bild ger-

mäßige Geſamtformen der ſtände, entwickelt ſich die
Tierbunſt in Formen, die mit älteren Syſtemen etwa dem
aſiatiſchen, griechiſchen oder römiſchen keinerlei Aehnlichkeiten
haben, dagegen den altnordeuropäiſchen Zierweifen aller
Zeiten ſichtlich verwandt iſt. Jmmer wieder denkt man an
andere aus dem tiefſten Geiſt deutſcher Kunſt entſprungene
Dinge, wie die graphiſchen Linienfantaſien der Dürerzeit und
die Fugen von Bach. Die oft gerügte „Unfähigkeit“ der Ger
manen, ihrem Kunſtwollen abſchließende gerundete Form zu
geben, die „kloſſiſch' wäre, erweiſt ſich auch bei dieſem Ab
ſchnitt germaniſch- deutſchen Lebens vielmehr als nie alternde
immer vorwärts drängende lebensbejghende Jugendlichkeit in
allen Aeußerungen des Daſeins und ſie beruht auf der
vaſſiſchen Jugendlichkeit, die der alternden Antike barbariſch
erſchien und greiſenhafter Weltauffaſfung auch heute ſo unan
genehm iſt. Für die Möglichkeiten einer etwa noch zu er-
wartenden weltgeſchichtlichen Bedeutung des germaniſchen
Deutſchtums entſpringt aus dieſem ſeit der Urzeit immer
wieder beobachtenden Eigenarten die Hoffnung auf große
Entwicklungsmöglichkeiten. Es iſt eine der dringendſten Auf
gaben unſerer großen Zeit, die tiefliegenden Grund und Leit-
linien der Entwicklungen des Germanen- und Deutſchtums
dort zu klarem Bewußtſein zu bringen, wo die Fäden ge
ſchichtlichen Werdens zuſammenlaufen und ausſtrahlen.

U s

Gewandhafteriſt für Wandlungen der Zeitſtile beſonderseinpfindlich, wen ſie maſſenhaft überall im Gebrauch i da maniſchen Geiſtes auch in der Kleinkunſt dieſer Jahrhunderte. Dem reifen Mannesalter geziemt einſichtiger Rückblick ſetzt
her ncheinander in allen Abſchnitten der Stilentwicklung her Ständiges Auftauchen neuer Anregungen, die, woher auch auf die eigene Jugend, auf Abſtammung und Vorfahren ß
geſtellt wird, ebenſo maſſenhaft als eines der beliebteſten immer in ihren Anfängen ſtammend, ſchnell völlig germani- klares Scheiden fördernder und hinderlicher Einflüſſe aus Mit rege
Grabgeſchenke in den Erdboden geborgen wird, zuſammen mit ſiert werden, fließen zu dem reichen Einzelformenſchatz zu und Umwelt ſcharfes Erfaſſen der eigenen Art kann allem Gr
anderen die zeitliche und ſtiliſtiſche Reihenfolge beſtätigenden j ſammen, den wir auf den Altſachen verfolgen können. Sehr hebenden Weſen nur zur Förderung gedeihen, beſonders in übe
Dingen. Aehnliche Rolle ſpielen Schnallen, Riemenenden, deutlich ausgeſprochene landſchaftliche, offenbar aus Stammes- entſcheidungsvollen Augenblicken und Zeiten. ente
Schwertbeſchläge und andere Kleinſochen, die zur Tracht und unterſchioden beruhende Abwandlungen ſaufen neben faſt SGeſchichtliche Erkenntnis muß heute weſentliche Ergän- der
Bewaffuung gehören. pedantiſch ſich vollziehenden zeitlichen Entwicklungen einher. zung ſuchen in der Vorgeſchichte, wo die wyſſiſchen und Fra

Die rein formale Ordnung der ungeheuren Fundmengen Das ganze iſt nicht anders zu verſtehen als daß das geſamte kulturellen grundlegenden Anfänge der Völkerjugend liegen. ſont

des etwa dritten bis zehnten Jahrhunderts hat in dem Werk Kunſthandwerk auf germaniſchem Gebiet ſchul- und zunft daßvon Solin „Die Tierornamentik“ eine glän mäßig gebunden war, aber ohne jede Neigung zum Altern müf
Zuwiderhandlungen die Aufforderung und A. e anreizung dazu, werden, ſofern die beſtehenden Gefetze keine

höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu

Bekanntmachung
betr. Aenderung der Gemeinde-Gewerbe-
ſteuer Ordnung vom 13. Januar 1903.

einem Jahre beſtraft.
handen, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 M.
erkannt werden.

Magdeburg, am 7. März 1918.

Sind mildernde Umſtände vor

Gemäß der Fs 23, 29, 31 und 32 des vAbgaben Geſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſ. S. S. 152)
und des Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſammlung
vom 10. Januar 1918 wird zu der Gewerbeſteuer Ordnung
vom 13. Jannar 1903 folgender

II. Nachtrag
eklaffen:

Artikel I.
Der F 3 Abſatz 2 Satz 2 in der Faſſung des Nachr 7 vom 25. Februar 1913 erhält folgenoeß Wortlaut:
aber erhöht ſich jedoch um 50 vom Hundert,

wenn der Betrieb auswärts ſeinen Sitz hat und
in der hieſigen Gemeinde nur eine oder mehrere

igniederlaſſun Betriebs, uin oder Verkau sſtätten, Speicher, Warenlager

Der ſtellvertretende Kommandierende General: 100
Sontag,Generalleutnant. (876 100

100
100

Wachstuchreste
verkauft billig
J. Sternliecht

Alter Markt 11. r. eire.Paul Günther,
r Alles wird etreng reell gewogen. M

Achtung! Haustrauen!
r Geld liegt in allen Winkeln. W Zahle für

Kilo Strumpfwolle 160 H.
Orig. Lumpen 15--30

„Heutuch

u KnochenZahle für Akten, Bücher, Zeitungen und Altpapier
r höehste Preise.

Alle Sorten Felle und Roßhaare höchste Tagespreise.
HKole auf Wunsch auch selber ab.

Rohprodukte, Taubenstr. 3
Hof, hinten links.

Tel, 6176.

oder Kontore oder in ſonſtiger Weiſe einen ſtehen
den Betrieb unterdält,
ſtändige Vertreter des Betriebsunternehmers in
der hieſigen Gemeinde wohnen; mögen dieſe Ver
treter zu dem Setriebsunternehmer in einem
Dienſtverhältnis ſtehen oder ohne ſolches Geſchäfte
in ſeinem Namen und für ſeine Rechnung auf
Grund allgemeiner oder beſonderer Ermächtigung
abſchließen.lieſe Artikel II.

Jn 84 Abſatz 2 1 der Gemeindeſteuer- Ordnungvom 13. Januar 1903 5 ſtatt der Worte „2000 M. zu

ſegen 4000 M.“ver Artikel II.
Dieſer Rachtrag tritt mit dem 1. April 1918 in Kraft.
Halle, am 17. Januar 1918.

Der MagiA. S.)
gez. Rive. urm.

Der vorſtehende II. r zur Gewerbeſteuer-ordnung der Stadt Halle a S Ton 13. Januar 1903

wied hiermit genehmigt.
Merſeburg, am 6. Februar 1918.

15
2

(I. S.) Der Bezirks Ausſchuß zu Merſeburg. 5
B. A. 160. gez. Unterſchrift. 5

nder Senehmigun ich auf Grund7 bſatz 3 des e We3 1893 und der mir durch Erlaß der Herren
S r des Jnnern und der Finanzen vom 26. Juni
1007 erteilten Ermächtigung meine Zuſtimmung aus.

Magdeburg, am 27. Februar 1918.

L. S.) Der O äſident.rage.Jm Au
Nr. 1730. O. P. gez. Unterſchrift.

Bekanntmachung.
Semäß H 4 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand
imme ich: Als r Perſönlichkechiſchrun gerſſg r v gelten in

b e t 3 n decvon eher Vertretungsbehörde ausgeſtellten Paß.

MNäagdeburg, den 6. März 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General:

Sontag,
We Eeneralleutnant.

Bekanntmachung.
Geund des Artikels 68 der r95 des h J11. 12 1018, betret im Jn der e J c f J ewen 22 W

V 6 E GBuch T n ſiluinm
Pornaproonor 5307 L Gr. Ulrichstraße 27

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

Die Gleichheit za r V z i
Einrelnu mmer 110 P.

In freien Stunden her enthaltenspannende Romane und in-
teressante für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von e 115 Pf.

Der Wahre Jacob
Nummer

Inustrierte politisch-satirische
Wochenschrift, die er

J 17
Berliner Illustrierte Zeitung

Einzelnummer 10 Pf.Arbeiter -Gesundheits-Bibliothek
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

schiedene Bändchen à 20 P.
Dokumente zum Weltkrieg

Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Frauenzeitung Praktische DamenmodeoeReneeehnetderes/Sonntagereitang Denteehe Modenszeitung

e 5702e e e e e

Preiswerte
Damen- Kleidung

Kostüme o Blusen c Röcke o Mäntel

III Kleider IIIfinden Sie in schöner großer Auswahl in allen
473]

Damenhüte, r fernen
H. ElKan, Leipzigerstr. 87.

Papier
Zeitungen und Bücher 26 M.,

gew. Papier 18 M.
pr. 100 kg kauft

A. Rein, Königsberg
Tel. 2409.

Preislagen in unserem Kaufhaus

eWert
Donnerstag, 14. März 1918

Arbeiter
Nottzkalender

9 Anfang 7,30 Uhr Ende 10 Uhrfür 1018 un
rauendienſtes,T wieder vorrätig in der Erſtaufführung:
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 61. Halle, Mittwoch den 13. März 1918.

Halle und Saalkreis.
Halle, 13. März 1918.

Freiheitsſtrafe für Schleichhandel.
Die ſeit längerer Zeit angekündigte Bundesratsverordnung

gegen den Schleichhandel wird am 15. März in Kraft treten. Jhre
Drohungen laſſen an Härte nichts zu wünſchen übrig, wie ſchon
daraus hervorgeht, daß gegen den gewerbsmäßigen Schleichhändler
ſtets auf Freiheitsſtrafe zu erkennen iſt. Daneben muß in jedem
Falle auf Geldſtrafe erkannt werden, die bis zur Höhe von fünf
hunderttauſend Mark bemeſſen werden kann. Auch kann auf Ver
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt und angeordnet werden,
daß die Verurteilung auf Koſten des Täters öffentlich bekanntzu
machen iſt. Für den wiederholten Rückfall droht die Verordnung
Zuchthausſtrafe, bei mildernden Umſtänden Gefängnis nicht unter
ſechs Monaten an. Neben Zuchthaus iſt in dieſem Fall die Ab
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zwingend vorgeſchrieben.

So wünſchenswert es nun auch wäre, daß dieſe Verordnung,
wenn nicht zur völligen Ausrottung, ſo doch zu einer erheblichen
Einſchränkung des Schleichhandels mit den öffentlich bewirtſchafte-
den Lebens und Futtermitteln führen möchte, ſo wird man ſich
doch über ihre Wirkungen keinen Jlluſionen hingeben können, wenn
nicht gleichgeitig eine ſchärfere Erfaſſung dieſer Lebensmittel beim
Erzeuger erfolgt. Jſt es doch der großſtädtiſchen Bevölkerung auf
legalem Wege heute nur ſchwer möglich, ſich auch nur den Mindeſt
bedarf zu verſchaffen.

Vor eine ganz beſonders ſchwierige Aufgabe ſind dabei die Gaſt
wirte geſtellt. Aus dieſer Notlage heraus hat ſich die Leitung des
Verbandes der Hotelbeſitzervereine in einer Eingabe an den Bundes
rat gegen die Schleichhandelverordwung gewendet und auf die
ſchwerwiegenden Folgen der vorgeſehenen Beſtimmungen aufmerk-
fam gemacht. Es wird in der Eingabe geſagt: „Weit entfernt da
von, dem Schleichhandel das Wort reden zu wollen, muß es als eine
das allgemeine Rechtsempfinden erſchütbernde Ungerechtigkeit er
ſcheinen, wenn im Jntereſſe der Volksernährung begangene Ver
ſtöße gegen unzulängliche Verſorgungsvorſchriften unter Exiſtenzen
vernichtende Strafen geſtellt und die Jnhaber von Verpflegungs
betrieben zu Verbrechern geſtempelt werden, ohne daß den Be-
troffenen auch nur die geringſte Möglichkeit geboten wird, ſolche
Verſtöße zu vermeiden. Solange die offen zutage liegenden Mängel
der öffentlichen Bewirtſchaftung nicht durch reſtloſe Erfaſſung der
Lebensmittel beim Erzeuger und deren Zuführung an die Allge-
meinheit, wie auch durch eine den Verhältniſſen der Verpflegungs-
betriebe gerecht werdende Verteilung beſeitigt werden, ſolange müſſen
Maßnahmen wie die geplante ihren Zweck verfehlen. Sie ſind nur
geeignet, die ſchon vorhandene allgemeine Rechtsunſicherheit zu
vermehren und das Vertrauen in die Unparteilichkeit der Behörden
zu untergraben. Sollte der Verordnungsentwurf Geſetzeskraft er
langen, ohne daß zuvor die Lebensmittelverſorgung der Hotebbetriebe
gewährleiſtet wird, ſo wird dieſen nichts anderes übrig bleiben, als
ihre ſämmtlichen Küchen zu ſchließen.“

Dieſe Einwände ſind zweifellos nicht unberechtigt. Jedenfalls
ſollten ſich die verbündeten Regierungen darüber klar werden, daß
mit dem Verbot des Schleichhandels allein nichts erreicht werden
kann. Viel wichtiger ift es, ihm die Quelle abzugraben, die in der
beutigen höchſt mangelhaftien Erfaſſung der Lebensmittel beim Er
zeuger zu ſuchen iſt. Solche Verbeſſerungen der Volksverſorgung
hätten gleichzeitig mit dem Kampf gegen den Schleichhandel ein-
ſetzen müſſen. Das iſt leider nicht geſchehen, um ſo mehr muß er
wartet werden, daß ſie ſchleunigſt nachgeholt werden.

Aenderungen im Eiſenbahnverkehr.
Ueber die von uns geſtern bereits kurz erwähnten Aenderungen, die

in bezug auf die Zuſammenſetzung der einzelnen Züge nach Wagen-
abteilen geplant ſind, wird halbamtlich folgendes mitgeteilt:

Die durch die Tagespreſſe verſchiedentlich gebrachte Mitteilung, der
Miniſter der öffentlichen Arbeiten habe im Abgeordnetenhauſe erklärt,

2. Jahrgang.
e ſollten in Zukunft nur noch die 1. und 2. Klaſſe führen, trifft

Sei der außerordentlichen Steigerung aller Ausgaben iſt die

Eiſenbahnverwaltung allerdings genötigt, durch eine Vereinfachung der
Zugbildung auf eine Herabminderung der Betriebskoſten hinzuwirken.
Dieſe Vereinfachung ſoll aber doduig erreicht worden. daß künſis
und zwar vorausſichtlich erſt nach dem e, nach den folgenden Richt
linien in möglichſt weitem Umfange in den Zügen tunlichſt nur noch zwei
Wagenklaſſen geführt werden.

Für die überwiegende Mehrzahl der DZüge (Schnellzüge) etwa
75 vom Hundert ſoll die 2. und 3. Klaſſe vorgeſehen werden. Es
u dies Züge, bei denen die erſte Klaſſe ſo wenig benutzt war, daß ihre

itführung nicht wirtſchaftlich und ihr Wegfall geboten iſt. Ein ge
ringerer Teil der D-Züge etwa 8 bis 10 vom Hundert ſoll wie
früher nur die 1. und 2. Klaſſe führen. Hierfür ſollen in erſter
Linie die D-Züge in Frage kommen, die dem großen internationalen
Verkehr ſowie dem Verkehr zwiſchen den Hauptverkehrspunften dienen
und bei denen auch bisher die 1. Klaſſe gut beſetzt war. Dieſe Züge

unter Einſchränkung der Zahl der Aufenthalte mit beſonderer
ſchleunigung durchgeführt und, ſoweit möglich, mit Wagen neuer

Bauart ausgerüſtet werden. Auf Strecken mit geringerer Zugzahl und
da, wo es in Würdigung beſonderer Verkehrsverhältniſſe geboten ſein
ſollte, werden jedoch ausnahmsweiſe auch D-Züge mit der 1., 2. und
3. Klaſſe beſtehen bleiben.

Da für weite Reiſen ſchon jetzt die D-Züge bevorzugt werden, ſollen
Eilzüge, die den durchgehenden Verkehr bedienen und weite Strecken
durchfahren, ihrer Bedeutung für den Fernverkehr entſprechend, in
D- Züge umgewandelt werden. Dies wird ohne Schädigung der Ver
kehrsentwicklung möglich ſein, da der Schnellzugszuſchlag bei großen
Entfernungen eine Rolle ſpielt. Eilzüge ſollen im allgemeinen nur noch
auf mittlere Entfernungen, etwa bis zu 250 Kilometern, gefahren
werden. Sie führen grundſätzlich nur die 2. und 3. Klaſſe. Die
1. Klaſſe wird unbedenklich aufgehoben werden können, da nur etwa 8
v. H. der Plätze 1. Klaſſe in Eilzügen benutzt waren.

Es iſt jedoch ferner die Einrichtung von Eilzügen mit der 3. und
4. Klaſſe in Ausſicht genommen, da die 4. Klaſſe nicht nur im Nah
verkehr, ſondern im gewiſſen Umfange auch auf Leite Strecken benutztwird. Es ſoll damit auch den Reiſenden der minderbemittelten gruſe

die Möglichkeit geboten werden, weite Reiſen in kürzerer Zeit zurück
zulegen. Dieſe Eilzüge ſollen vornehmlich dem ſtarken, ſich auf weite
Entfernungen, wie z. B. Berlin--Oberſchleſien, Berlin--Rhur-Revier,
Berlin--Frankfurt a. M., ſich abwickelnden Verkehr der Arbeiter und
ihrer Angehörigen dienen und im Anſchluß an Tagesperſonenzüge auf
ſolchen Strecken verkehren, auf denen Reiſende in größerer Zahl die
Fahrt in der 4. Klaſſe auf weite Entfernungen zurücklegen.

In den eigentlichen Perſonenzügen fällt die 1. Klaſſe grundſätzlich
weg. Schon jetzt iſt ſie nach und nach beſeitigt, ohne daß ſich Unzu-
träglichkeiten ergeben hätten.

Der Entwurf des Haushallplans der Siadt Halle für 1918 iſt
von Donnerstag an 8 Tage im Zentralbureau, Rathaus Zimmer 15,
zur Einſicht aller Einwohner der Stadt während der Dienſtſtunden
offen gelegt.

Erhöhung der Briketipreife in Mitlteldeuntſchland? Nachdem kürz-
lich die Werke des Bornaer Braunkohlenreviers eine Heroufſetzung ihrer
Brikettpreiſe um 3 Mark pro Tonne unter Genehmigung der ſächſiſchen
Regierung beſchloſſen hatten, war anzunehmen, daß der Preisverband der
Mitteldeutſchen Braunkohlenwerke, dem die Bornaer Werke angehören,
verſuchen würde, auch für ſeine übrigen Mitglieder entſprechende Preis
erhöhungen durchzuſetzen. Wie gemeldet wird, werden derartige Ver-
handlungen jetzt mit den zuſtändigen Landeszentralbehörden geführt,
und zwar hauptſächlich mit dem preußiſchen Handelsminiſter, da die
Mehrzahl der in Betracht kommenden Werke in Preußen liegt. Die
Preiserhöhungen ſollen nach dem Wunſche des Preisverbandes am
1. April in Kraft treten.

Ausdehnung des Kapikaglabfindungsgeſehes auf Offiziere. Das
Geſetz über die Kapitalabfindung zum Zwecke der Anſiedlung iſt auf die
Mannſchaften beſchränkt. Zum Zwecke der Anſiedlung oder der Ver
beſſerung von Grundbeſitz können die Kriegs-, die Verſtümmelungs- und
die Tropenzulagen kapitaliſiert werden. Dieſes Geſetz ſoll in der nächſten
Zeit auch auf die Offiziere ausgedehnt werden.

Weitere Einſchränkung des Wäſcheverbrauchs. Die Reichs
bekleidungsſtelle gibt bekannt: Die Bezuggsſcheinausfertigungsſtellen
dürfen künftig Bezugsſcheine reglmäßig nur auf Leibwäſche (einſchließ-
lich Männerplättwäſche) oder Bettwäſche, Säuglingswäſche oder -be-
kleidung, Taſchentücher, Hausſchürzen, Wiſch- oder Scheuertücher, da-
gegen nicht auf andre Wäſche erteilen. Die Antragſteller ſind darauf
hinzuweiſen, daß Wäſche aus reinem Papiergewebe ohne Bezugsſchein

Hans Dampf in allen Gaſſen.
12] Erzählung von Heinrich Zſchokke.

Da Nicodemus nach einem halben Jahre den Hofrat ziem
lich verdrießlich um Fidelens Fortſchritte befragte, lobte der
Lehrmeiſter ſeinen Zögling ungemein und erbot ſich, von
deſſen erſtem, kindiſchem Lallen einige Proben zu geben. Der
Fürſt verſammelte ſeine Vertrauten, und im Kreiſe derſelben
erſchien der Hofrat mit einer ſehr zuverſichtlichen Miene, nebſt

ſeinem Zögling. ßVor allem bemerkte der Hofrat in einer langen, vortreff
lichen Rede, voll feiner pädagogiſchen Bemerkungen, daß er
im Unterricht genau den Gang der Natur beobuchte, weil ſie
die beſte Wegweiſerin ſei. Alle Künſtelei in Unterricht und
Erziehung ſei Torheit und geiſttötend und verderblich für die
lebenden Geſchlechter, wie für die ganze Nachkommenſchaft.
Nur durch die ſchlechte Einrichtung des erſten Unterrichts ſei
das Unglück aller Staaten, der Untergang großer Nationen
entſtanden und alles Unheil in der Welt. Nebenbei machte er
Hoffnung, ſeine neuerfundene Buchſtabiermethode menſchen
freundlich bekannt zu machen, wenn man ihm das Geheimnis
mit einigen und zwanzigtauſend Gulden bezahlen würde, und
erwähnte eines großen Entwurfs, eine neue Fibel, mit vielen
Kupferſtichen, nach ſeinem eigenen Jdeale herauszugeben und
Sr. Durchlaucht dem Fürſt Nicodemus, dem Mäzen und
Beſchützer der Wiſſenſchaften und Gelehrten, zu dedizieren.

Darauf fuhr er fort, den Gang der Natur im Unterricht
des menſchlichen Geſchlechts zu entwickeln. „Wen,“ ſprach er,
„wen lernt das Kind zuerſt unter allen Lebenden kennen, wen
zuerſt lieben? Es iſt die Mutter. Und die Mutter iſt es, deren
Zärtlichkeit es auch zuerſt durch ſein Stammeln auf die
rührendſte Weiſe behohnt. Der ſüße Mutternome iſt der erſte
Klang, weſcher den zarten, ungeübten Lippen des Kindes ent
ſchwebt! Und ſo begann auch ich bei unſerer talenwollen,
liebenswürdigen Fidele. Numn, Fidele, komm her, ſei artig
und ſage den hohen Anweſenden den Namen deiner Mutter.

Bei dieſen Worten nahm er den Hund ſchmeichelnd in den
Ar a, hielt ihm die Schnauze, kniff und ſtieß ihn von hintken,
t anfing und dann mit tiefer Baßſtimme

Empfindungen ihres Erſtaunens Luft machten. Des Hofvats
gelehrter Ernſt und Fidelens Baßſtimme dazu gaben dieſem
pädagogiſchen Akt etwas ſehr Feierliches. Aufgemuntert durch
dieſe Fröhlichkeit, ließ der Hofrat den Leibhund ſein Kunſtſtück
noch mehrere Male hintereinander machen, bis ſich das
Lachen der Geſellſchaft in ein lautes Schreien verwandelte
und der Fürſt um Gottes willen bat, Fidele ſolle aufhören.

Se. Durchlaucht waren ſo entzückt, daß Höchſt Sie den
Hund an ihr Herz drückten und küßten, ja ſich in der Freude
bald ſo weit vergeſſen hätten, ſogar den Hofrat zu umarmen.
Dieſer empfing die Glückwünſche des Hofes mit vieler be
ſcheidenen Selbſtgefälligkeit. Der Fürſt gab ſeinem Hunde
Zuckerbrot und munterte ihn auf, in ſeinem Fleiße fortzu
fahren. Den Hofrat beſchenkte er mit einer goldenen Schnupf-
tabaksdoſe, worauf ſich das Bild des Landesvaters befand.
Hans Dampf, von Dankbarkeit begeiſtert, rief: „O, ich ſtehe
e der Hund ſoll bald auch zu Ew. Durchlaucht Papa ſagen
önnen!“

„Dann bekonmrmt er neue Gehaltszulagel!“ erwiderte der
Fürſt und entließ den Hofrat in den gnädigſten Ausdrücken.

Mit dem Papa wollte es Hans Dampfen nun aber nicht
ſo bald gelingen. Nach einigen Wochen, da ſich Nicodemus
wieder erkundigte, bemerkte ihm der Hofrat, Fidele werde
unſtreitig bald Junge werfen, und in ſolchem Zuſtande müſſe
man das arme Tier mit allen Geiſtesanſtrengungen ver-
ſchonen. Dies beuchtete dem Füſten ein, und Hans Dampf
gewann damit Zeit und ruhiges Leben, wenn er ruhiges
Leben verlangt hätte.

Aber er war in der Reſidenz ſchon überall bekannt, ver
traut und in hundert kleine und große Angelegenheiten ver-
fädelt; ſprach überall mit, keck, kühn, zuverſichtlich und wie
es ihm beifiel; wußte alles, entſchied alles, veranſtaltete alles.
Sein Anſehen beim Fürſten ſtieg täglich, und aus dem Grunde
bei allen Höflingen und Reſidenzbewohnern. Man hieß ihn
ſchlechtweg nur den Liebhling. Der Stadtrat von Lalenburg
ordnete auch regelmäßig alle vier Wochen Deputationen an
in ab, um ſich nach dem Wohlſein des erhabenen Mitbürgers

erkundigen, nannte ihm zu Ehren die enge Gaſſe, worin
in väterliches Haus ſtand, die Dampfgaſſe, und hieg ſogar,

in Ermangelung ſeines Bildniſſes oder ſeiner Büſte, im Rats
ſaale ſeinen Schattenriß auf.

Selbſt die geheimen Kabinettsräte des Fürſten machten
ſich an ihn, um durch ihn auf Se. Durchlaucht einzuwirken,
beſonders da es um eine neue allgemeine Landesſteuer zu

erhältlich iſt. Für ſonſtige Wäſcheſtücke darf ein Bezugsſchein nur aus
geſtellt werden, wenn ſie in erheblichem Maße im Gebrauch durch be
ſonders ſchwer zu entfernende Stoffe verunreinigt werden.

Der Transport militäriſcher Gefangener. Bekanntlich haben die
Transporteure von Militärgefangenen die Jnſtruktion, bei Flucht
verſuchen ſcharf zu ſchießen. Die Ausführung dieſer Jnſtruktion hat zu
einer Reihe höchſt bedauerlicher Unglücksfälle geführt. Noch vor kurzem
iſt auf dem Alexanderplatz in Berlin ein kleiner Junge, der an der
Hand ſeines Vaters den Platz überſchreiten wollte, bei einer ſolchen
Affäre erſchoſſen worden. Wie wir hören, iſt nun vom Kriegsminiſterium
verfügt worden, daß in Zukunft Militärgefangene im Wagen trans
portiert werden und daß der den Transport begleitende Soldat nur mit
blanker Waffe ausgerüſtet ſein ſoll.

Wünſche und Beſchwerden der Saalbeſiher wurden jetzt in eing
Verſammlung des Saalbeſitzer-Vereins für Halle und Umgegend vor
gebracht. Die Eingabe auf Milderung des Tanzverbotes iſt vom ſtell
vertretenden Generalkommando abſchlägig beſchieden worden, ebenſo vom
Stadternährungsamt das Erſuchen um Abgabe von Kartoffeln, die an
auswärtige Gäſte (ohne Marken) verabfolgt werden können, da hierfür
keine Kartoffeln zur Verfügung ſtänden. Die Verſammlung beklagt
das, denn in unſerer Nachbarſchaft Leipzig verfahre man ſo, wie die
Petenten es erſtreben. Die Strafen P zu viel verbrauchten
elektriſchen Strom wurden einer ſcharfen Kritik unterzogen. Jn den
Gaſtwirtsbetrieben könne man unmöglich den Verbrauch vorher feſt
ſtellen. Das Jahr 1916 gebe keinen Maßſtab für das folgende Jahr.
Die Wirte hätten ſchon ſelbſt ein Intereſſe daran, mit dem Licht zu
ſparen, aber die Möglichkeit müſſe man ihnen laſſen, die wenigen Ge
ſchäfte, die ſich bieten, wahrzunehmen. Wo die Lokale Militärbelegung
haben, ſtehe dem Wirt überhaupt kein Einfluß auf den Verbrauch des
Lichtes zu. Do ſeien Strafzuſchläge für den elektriſchen Strom wie für
das Gas durchaus nicht am Platze. Der Verein will an den zuſtändigen
Stellen in einer Eingabe ſeine Wünſche darlegen. Hinſichtlich des
Lohntarifs der Kellner nahm man nicht mehr eine grundſätzlich ab
lehnende Stellung ein, nachdem der Verbandsleiter Schaar aus Hannover
erklärt hatte, daß der Tarif nur Vorlage für die Beratungen ſein ſoll.

Die Halleſche Spar- und Vorſchußbank ſagt in ihrem heraus-
gegebenen Geſchäſtsbericht für 1917 unter anderm: Ueber das ver-
floſſene Geſchäftsjahr läßt ſich beſonderes nicht berichten, da das Wirth
ſchaftsleben auch weiterhin unter die durch den Krieg geſchaffenen
Verhältniſſe geſtellt war. Zwar hat ſich unſer Umſatz wieder um etwa
13 Millionen gehoben, aber die Möglichkeit für die uns in reichem Maßr
zufließenden Kapitalien nutzbringende Anlagen zu ſuchen, wurde na-
mentlich in der zweiten Hälfte des Jahres wieder verringert. Von den
an Sparkaſſen uſw. ausgeliehenen Gelder gelangte ein nicht unerheblicher
Betrag zur Rückzahlung und waren wir dadurch gezwungen, uns nach
neuen guten Abnehmern umzuſehen, was aber nur auf Koſten des
Zinsfußes zu bewerkſtelligen war. Auch durch die im Geſchäftsleben
allgemein eingeführten Barzahlungen iſt der Wechſelverkehr ſo gut wie
ganz ausgeſchaltet, ſo daß unſer Wechſelbeſtand eine abermalige Abnahme
erfuhr. Aus dieſem Grunde hat auch das Diskont-Konto eine nicht
unerhebliche Mindereinnahme zu verzeichnen. Das Zinſen-Konto hat
ſich durch erhöhte Einnahmen günſtig geſtaltet, doch wurden dieſelben
durch die an unſere Kreditoren zu vergütenden Zinſen wieder aufge
hbraucht.“ Der Generalverſammlung bringt die Bank in Vorſchlag, den
Reingewinn von 76 136 M. wie folgt zu beurteilen: dem geſetzlichen
Reſervefonds 5 Prozent von 60 078 M. 3203 M., 5 Prozent Divi
dende auf 1030 000 M. 51 500 M., vertragsmäßige Tantieme an
den Vorſtand 6206 M., ſtatutenmäßige Tantieme an den Aufſichtsrat
3173 M. und Vortrag auf neue Rechnung 12 052 M.

Beſchlagnahme von Meuſchenhaar. Am 15. März tritt eine Be-
kanntmachung über Beſchlagnahme und Meldepflicht von geſammelten
rohen Menſchenhaaren in Kraft. Durch ſie werden alle geſammelten
rohen Frauenhaare ſowie Chineſenhaare beſchlagnahmt. Ausgenommen
von der Beſchlagnahme ſind nur die von einer Frau geſammelten
eigenen Haare, ſolange ſie ſich im Beſitz dieſer Frau befinden. Trotz
der Beſchlagnahme bleibt die Veräußerung und Lieferung in beſtimmter
Weiſe und an beſtimmte in der Bekanntmachung näher bezeichnete
Stellen zuläſſig, ſofern der Preis für 1 Kilogramm nicht mehr als 20
Mark beträgt. Die beſchlagnahmten Gegenſtände unterliegen, ſofern die
Geſamtmenge bei einer Perſon mindſtens 1 Kilogramm beträgt, einer
monatlichen Meldepflicht an das Webſtoff-Meldeamt der Kriegs-Roh-
ſtoff- Abteilung des Preußiſchen Kriegsminiſteriums.

Unterſtätzungsangelegenheiten gehören vor die Fivilbehörden.
Amtlich wird folgendes mitgeteilt: Das Kriegsminiſterium hat wieder-
holt darauf hingewieſen, daß die Bewilligung der reichsgeſetzlichen Fa
milienunterſtützung nicht ſeine Aufgabe, ſondern die der Zivilbehörden,
alſo der Landräte und Magiſtrate und im Beſchwerdefalle der Regie
rungspräſidenten und des Miniſters des Jnnern ſei. Ganz abgeſehen

tun war, welche Nicodemus zur Fortſetzung ſeines löblichen
Aufwandes eintreiben wollte. Da die geheimen Räte ſehr
gegen die Ausſchreibung der Steuer arbeiteten, weil das Volk
ſchon genug von Abgaben aller Art gedrückt war, wandten ſie
ſich auch an Hans Dampf und baten ihn im Namen des ſchwer
gedrückten Landes, den Fürſten zu bewegen, von ſeinen
Forderungen abzuſtehen.

„Nichts leichter, als das, meine Herren!“ ſagte der Hof-
rat mit der ihm eigenen Zuverſichtlichkeit und begab ſich zum
Fürſten.

„Aber, hör' er einmal,“ ſagte Nicodemus zu ihm, „ich
muß doch Geld haben. Schaff er nur Geld, ſo brauche ich keine
Auflagen zu machen.“

„Nichts leichter, als das!“ erwiderte der Hofrat. „Wie
viel befehlen Ew. Durchlaucht?“

„Je mehr, je beſſer.“
„Vortrefflich. Ew. Durchlaucht müſſen nur einen kleinen

Bandhandel anfangen, der trägt ungeheure Summen
Goldes ein.“

„Einen Bandhandel? Hör' er einmal, er iſt nicht ein
Hans Dampf, ſondern ein Hans Narr; ich bin kein Bändel-
jude.“

„Ew. Durchlaucht geruhen nur die halbe Elle Band zu
hundert Nicodemusd'or zu verkaufen, ſo

„Wer zahlt mir das?“
„Wenn Ew. Durchlaucht einen neuen Ritterorden ſtifte-

ten, zum Beiſpiel zu Ehren des Jäger-Heiligen ſo etwa
einen St. Nimrodsorden; wenn jeder Nimrodsritter das Recht
empfängt, ein grünes Bändchen im Knopfloch zu tragen, wor
an von Gold das Bild kreuzweis gelegter Jagdflinten, um
fagen von einem Waldhorn, hängt, ſtatt des Ordenskreuges;
wenn jeder den Ritterſchlag mit dem Weidmeſſer empfängt,
der hundert Nicodemusd'or zahlt und für den großen Orden
tauſend Nicodemusd'or Einſchreibgebühren wenn man da
bei allerlei Ondensfeierlichkeiten anbringt ich weiß noch
aus Univerſitätsjahren, welche Wirkung das macht

„Hör' er einmal,“ unterbrach ihn plötzlich der Fürſt: „Er
iſt wahrhaftig kein Hans Narr. Wir wollen das Ding über
legen. Beſtelle er in der Fabrik ſogleich Band und laß er die
Kreuzdinger von den Goldſchmieden dazu machen. Jch will
ihn bei dieſem Nimrodsweſen zum Ordenskanzler anſtellen.“

(Fortſetzung folgt.)



davon, daß die an das Kriegsminiſterum gerichteten Geſuche und
Be rden durch die dann erfolgte Ab bzw. Rückgabe eine erheblicheV rung erleiden, erwächſt dem Kriegeninſſterlum rch eine

ſelbſtArbeitsleiſtung, die ohne jeden Nutzen und Gewinn für die Sa
eleiſtet werden muß. Kriegerfrauen und Krſye Angehö der

Kriegsteilnehmer werden dringend erſucht, ihre Geſuche fortän nicht mehr
ſe das Kriegsminiſterium, ſondern an die oben bezeichneten Stellen zu

Ha muſeum wird vorausſichtlich im Mai eröffnet
werden können, n die notwendigſten Arbeiten hierzu ihrem Ende
entgegen gehen. Damit tritt endlich ein, was ſchon für eine viel
frühere Zeit geplant war, aber durch den dazwiſchentretenden Krieg
immer wieder weiter hinausgezögert worden iſt. Die endliche Beſeitigung
aller Hinderniſſe dürfte denn auch die lebhafteſte Freude unſerer ge
amten Bevölkerung, ja, weit darüber hinaus hervorrufen. Wird d

mit der breiteſten Oeffentlichkeit ein Denkmal deutſcher Wiſſenſcha
übergeben, das nicht nur ein beſonderer Anziehungspunkt für Halle
werden dürfte, ſondern das auch Halle und der Provinz alle Ehre macht.
Wann auf den Tag und wie die Eröffnung vor ſich gehen ſoll, darüber
werden ſpärer noch nähere Mitteilungen gemacht. Für heute möchten wir
darauf hinweiſen, daß die Muſeumsleitung auch weiterhin noch die wohl
habenden Leute unſerer Bürgerſchaft um finanzielle Stiftungen bittet,
zu den vielen, die in bezug darauf ſchon gemacht worden ſind. Sie hat
dazu einen kleinen Proſpekt herausgegeben, in dem es heißt: „Das
weue Landesmuſeum der Provinz Sachſen als „Provinzialmuſeum und
Landesanſtalt für Vorgeſchichte“ ſteht vor ſeiner Vollendung. Auch wäh-
rend der Kriegsjahre hat reiche Arbeit geleiſtet werden können: Dank der
Großzügigkeit der Landesverwaltung und der Teilnahme weiter Kreiſe
an unſeren Arbeiten. Die Vervollſtändigung der Schau und Lehr
ſammlungen, die Beſchaffung zeitgemäßer Foriuneer ſowie die
öllſeitig gewünſchte Veröffentlichung der bis zur Drucklegung vorbe
reiteten Forſchungsergehniſſe der lehten Jahre, endlich auch die würdige
Ausſtattung des neuen Gebäudes am Wettiner Platz erfordern noch
große Mittel. Bei ſolch außerordentlichen Anforderungen bedürfen
naturgemäß die laufenden Verwaltungsmittel einer gewiſſen Ergänzung.
fo wenden wir uns an Stifter und Gönner und beſchreiten damit den
Weg, den Muſeen bei ſolchen Gelegenheiten zu gehen pflegen. Auch dasSonderguthaben des Provinzialmuſeums iſt trotz der ſandigen Hilfe

altbewährter und neuer Freunde aufgebraucht, und ſo bitten wir denn in
außerordentlicher Zeit und Lage um beſondere Teilnahme an unſern
Arbeiten durch Zeichnung von Zuwendungen jeder beliebigen in
Form von Einzelſtiftungen als Stifter oder von Beteiligung an Sammel
ſtiſtungen als Gönner, Wir möchten hoffen dürfen, daß das Provinzial-
muſeum durch reiche neue Eintragungen in ſein Goldenes Buch bald
und womöglich auch ſchon vor ſeiner Eröffnung eine Anzahl der bren-
nendſten Wünſche erfüllt ſähe. 1. Die Hauptausſtellungsſammlung, die
als Landesſammlung für Vor- und Frühgeſchichte eine möglichſt voll
ſtändige Ueberſicht der Kulturerſcheinungen der Vorzeit in erſter Linie
unſerer Heimat zu bringen erſtreben ſoll, hat noch allerlei empfind-liche Lücken. Es ſind zur e Möglichkeiten vorhanden, ſie durch An

käufe zu füllen. 2. Die Lehrſammlungen, einbegr. techniſche, naturwiſſen
chaftliche, anthropologiſche und andre Forſchungshilfen, ſowie die Mo
dell-, Karten-, Bücher und Lichtbilderſammlung könnten ſofort durch
Stiftung weſentlich ausgebaut werden, was gleichfalls der Oeffentlichkeit
alsbeld zugute käme u. a. bei Gelegenheit der laufenden Vorträge.
3. Die endgültige Ausſtattung des Hauſes mußte bisher vor wiſſen
a ärmerbungen und Arbeiten zurückſtehen, gerade jetzt ſind
Künſtlerhände frei und bereit, die noch nötigen Arbeiten zu leiſten. 4.
Es würde die Wünſche nicht nur wiſſenſchaftlicher Kreiſe erfüllen, könnten
wir bereits i unſre Funde und Forſchungsergebniſſe ausgiebig ver
öffentlichen. Auch hierzu reichen unſre laufenden Mittel nicht aus. Es
ſtehen für Stifter und Gönner demnach zur Betätigung zwei Wege
affen: 1. Uebernahme einer h Schenkung an das Provinzial
muſeum, wie Ankauf von noch in Privathand befindlichen Sammlungen
und größeren Funden oder eines beſonderen Kunſtwerkes für das Haus,
auch Ausgeſtaltung einer Lehrſammlungsabteilung, etwa der anthro-
pologiſchen Sammlung durch Erwerb von Raſſenſchädeln, Bildern und
andern Lehemitteln; endlich Schenkung von Büchern für eine beſondere
und noch fehlende Gruppe, z. B. Literatur über Anthropologie, ger-
manifſche Schriftaltertumskunde, außerdeutſche Altertumskunde u. a. m.
2, Zeichnung zu Sammelſtiftungen mit denſelben Zielen.

ren Weisheiten. Vor dem hieſigen Kaufmänniſchen
Verein ieſer Tage der Univerſitätsprofeſſor Polerske (Greifswald)
einen Dörlrag über deutſche und gilt Weltpolitik gehalten und dabei
in aller Unſchuld auch folgende Bemerkung gemacht: „Nun entſteht
für uns die wichtige Frage: Was foll mit Briey und Longwy werden?
Vom deutſchen Standpunkt iſt es eine Notwendigkeit, daß wir dieſe
Bezirke behalten, denn in 40 bis 50 Jahren ſind unſere Eiſenerzlager
erſchöpft. Dann iſt es mit unſerer wirtſchaftlichen Kultur, die auf
Eiſen aufgebaut iſt, zu Ende. Vom franzöſiſchen Standpunkt betrachtet,
beſtoht für Frankreich kein zwingender Grund, dieſe Erzlager zu be
halten, da es über ſo viel Eiſen verfügt, daß es bei Abtretung dieſer Ge
biete immer noch reicher an r ift als Deutſchland. Vom
internationalen Standpunkt aus betrachtet, müſſe man ebenfalls dieſe Ge
biete Deutſchland re en, denn die deutſche Eiſeninduſtrie bedeutet
viel für andre Völker, nicht nur für die neutralen, ſondern ſelbſt für
England, da Deutſchland ſchnell und billig produziert.“ Das iſt reichlich
anmaßend und verſchrohen. Aber es möchte immer no en wenn
dieſer Herr Profeſſor wenigſtens geradeheraus geſagt haden würde,
Longwy und Briey wird von ſeinesgleichen um des Profites willen
gebraucht. Statt deſſen hat er dieſe Abſichten mit folgenden morall
fiercnden Redensarten zu verbrämen geſucht: Gerechtigkeit erhöht ein
Volk, aber die Sünde iſt der Völker Verderben. Englands Sünde iſt. die
Ausdeutung der Völker. Der Gerechtigkeit würde es nicht entſprechen,
hier da auch andere Völker unter unſerm Verzicht ſchwer
leiden würden; droht uns Erzverarmung, würden die Völker an Eng

Wir aber würden bei einem

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Jn der Aufführung „Die Zauberflöte“, die am

Mittwoch gegeben wird, wirken unter muſikaliſcher Leitung von
Oskar von Pander und Spielleitung von Auguſt Roesler in den
Hauptpartien mit die Damen Mahlendorff, Schwarz und Enghardt
ſowie die Herren Fiſcher, Herlacher, Weſterwhagen, Kerzmann und
Lieban. Am Donnerstag findet die Erſtaufführung der Trogödie
„David“ von Friedrich Sebrecht mit Leopold Sachſe in der Titel
rolle ſtatt. Freitag zum letztenmal „Jphigenie auf Tauris“, Oper
von Gluck, bearbeitet von Richard Strauß. Sonnabend „König für
einen Tag“. Am Sonntag abend 736 Uhr wird „Die Zauberflöte“
gegeben, nachmittags 31 Uhr findet als Fremdenvorſtellung eine
Aufführung der Operette „Wiener Blut“ ſtatt.

Aufführung zugunſten des Nationalen Frauendienſtes. Am
Donnerstag wird, wie bereits bekanntgegeben, Sebrechts „David“
unter der Spielleitung von Leopold Sachſe zum erſtenmal aufge
führt. Der Dichter wird ſowohl der Erſtaufführung wie der Haupt
probe beiwohnen.

Aus der Provinz.
Laſſet die Kindlein zu mir kommen!

Eine Kriegerfrau, Mutter von mehreren Kindern, deren Ehe
mann ſchon ſeit drei Jahren an der Front ſteht, hat dieſer Tage
bei einer Gutsbeſitzerin in Oſtpreußen angefragt, ob ihre Kinder
in dieſem Jahre wiederkommen könnten. Darauf erhielt ſie nach-
ſtehendes Schreiben

Meine liebe Frau!
Wir haben hier alle beſchloſſen, keine Kinder aus den

Sitreikgebieten zu nehmen. Wir haben Krankenſchweſtern,
Pflegerinnen aus den Lazaretten und Kinder wenig bezahlter

ſtens ordert. Gerade nau und Borſigwalde haben ſichbei dem Streik hervorgetan. Das iſt da der Eltern,
dem wir im vergangenen Jahre ihre Kinder gepflegt ha
gegen unſer Vaterland aufzubehnen, dies zu derraten, u
Kaiſerhaus ſtürzen zu wollen und mit ünſeren Feinden
zu gehen, denn auf das Geheiß der Ruſſen, Engländer und Fran-

n ſich dieſe ionären Sgenen in geetzt alſo nicht mit unſerem Vaterland, ſondern mit ren
inden gegen uns. lich ſollten wir wieder die Kinder aus
n Gebieten pflegen, r er r 7 eirne ins Geſi leudern würden wir wohl keinenet u Waren beſitzen. Sie und viele

andere werden mir ſagen wollen, mein Mann iſt nicht dabei ge
weſen, nun gut, mag e aber einer für alle und alle für einen.
Solche F und Menſchen gehören nicht zum deut
ſchen Volk. Wir müſſen feſt zuſammenſtehen in dieſer ernſten
Zeit. Wer ſich ausſcheidet, mag auch allein gehen.

Helene Steckmann.,
Der Brief der Frau Helene Steckmann wird ſicherlich unend

lich zu dem von ihr empfohlenen „feſten Zuſammenſtehen bei-
tragen.

Heiner Beamten (Bahn, Poſt) uſw. zu nehmen beſchloſſen, wenig-

ben,

Aeuregelung der Schweinepreiſe.
Die PrevinzlalFleiſchſtelle hat für den Handel mit Schweinen und

Ferkeln Gebiet der Provinz Sachſen folgendes angeordnet:
erkel und r bis zum Lebendgewicht von 25 kg, die zur

3 beſtimmt ſind oder zur Aufſtellung kommen ſollen unterliegen
deiner Beſchränkung durch Höchſt oder Richtpreiſe. Der Handel mit

erkeln und Läuferſchweinen zur Zucht und Maſt unterliegt wie bisherW der Anordnung der Landeszentralb en über den
Verkehr mit Nutz- und Zuchtvieh vom 27. Dezember 10917, d. h. es muß
in jedem Falle die Ein bzw. Ausfuhrgenehmigung nachgeſucht werden.
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Frieden! Freiheit!
Wohlfahrt!
das ſind die Leitmotive der

„Volksſtimme
J Jeder aufrichtige Friedensfreund, der mit uns h

für die Herbeiführung eines
J

völker Friedens
eintritt, der auf der Grundlage gegenſeitiger Ver
ſtändigung der Völker aufgebaut, die ſicherſte Gewähr
für ſeine Dauer in ſich ſchließt, muß deshalb Leſer der

„volksſtimme“ werden.
Soll Deutſchland dauernd Vertrauen in der Welt ge
nießen und die Kraft beſitzen, raſch und gründkich die

x Schäden des Krieges zu überwinden, muß weitgehende

politiſche Freiheit
dem Volke gewährt werden. Kufs entſchloſſenſte ſetzt
ſich dafür die „Volksſtimme“ ein. er die volle
ſtaatsbürgerliche Freiheit aller Teile der Bevölkerung
erſtrebt, muß ſie durch ſein Abonnement in

ihrem Kampfe unterſtütz en. Für die
wohlfahrt der Maſſen

aller Arbeiter, Arbeiterinnen, Soldaten und kleinen Leute

J in b ial Ernä nd vn bezug auf ſoziale r ſt s und Verſorgung

„volksſtimme“
d ein. Deshalb muß ihr von allen Kreiſen der Bevölkerung,
v die gleich ihr fürHrieden, Freiheit und Wohlfahrt des Volkes

eintreten, zur weiteſten Verbreitung geholfen werden.

9 7 9 7 7 7 9 4 J l 7
A bote ſind läſſig. rkel, die zur Schlachtung verſo en bie bt e S von u e e Pfund
Lebendgewicht in Geltung.

Läu i ter 25 kg, die Schlachiung verkauft werden, We reren teiſe Wo für éhlehh wer 70 kg.
Für alle Schweine im Gewicht von über 25 kg gelten die Preiſe

für Schlachtſchweine nach der Bundesratsverordnung vom 5. April 1917.

Dieſelben betragen: Preisbezirk I. II. Im.
bis 70 kg Lebendgewicht M. 61.-- M. 62. M. 69.
über 70——85 a ewicht 71. e 72 e 73über 85 kg Lebendgewi 76 e 7 e 78

Zuchtſauen und Eber mit Gewicht von über 25 kg, die zur Zucht
verkauft werden, ſind von Höchſtpreiſen frei.

Den Nachweis, daß die Tiere zur Zucht beſtimmt ſind, haben die
Käufer bei Stellung des Antrages auf Einfuhr- bzw. Ausfuhrbewilli-
gung durch behördliche Beſcheinigung zu bringen. Die diesbezüglich er
laſſenen Beſtimmungen der' Landeszentralbehörden über den hr
mit Nutz- und Zuchtvieh vom 27. Dezember 1917 bleiden unberührt.

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder
Geldſtrafe bis zu 1500 Mark (R. G. Bl. SS. 607/728) beſtraſt, ſofern
nicht nach der Verordnung vom 23. März 1916 (R. G. Bl. S. 183) eine
höhere Strafe verwirkt iſt. Daneben kann auf iehung der in
Frage kommenden Tiere oder der daraus gewonnenen Fleiſchwaren ohne
Entgelt zugunſten des betreffenden Kommunalverbandes erkannt werden.

Merſeburg. Stadiverordnetenſihung. Infolge
Kabeldurchbruchs ſind Reparaturkoſten in Höhe von 600 M. ent
ſtanden. Der Betrag wurde bewilligt. Die Zählervorräte des
Elektrizitätswerkes ſind aufgebraucht. Der Ankauf von 50 neuen
Zählern wurde genehmigt. Weiterhin erklärten ſich die Stadtverord-
neten mit dem Ankauf von Materialien für das Elekrtizitätsweri
in Höhe von 2000 M. einverſtanden. Aus der Beratung der Haus
haltspläne ſei mitgeteilt, daß das ſtädtiſche Krankenhaus mit
221 000 M. Einnahmen und Ausgaben rechnet und erſtmals ohne Zu
ſchuß auskommt, gegen 11 000 M. im Vorjahre. Das Armenamt
erfordert 45 700 M. Zuſchuß. Die Verpflegungsausgaben ſind da
durch weſentlich niedriger geworden, daß die Jnſaſſen der Hoſpi
täler ſeit kurzer Zeit aus der Volksküche beköſtigt werden. Die
Erſparnis beträgt 2000 M. Die Polizeiverwaltung erfordert
58 700 M. Zuſchuß, die Feuerwehr 23900 M. Die Grundeigentums
verwaltung ergibt 81 000 M. Ueberſchuß.

Di ädti Schlächt t d Wurſt-Merſeburg. r 2 hterei un urſi ten rZekeer derte der C Die Führung hatte Erſter
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war.

zunehmen Da See ſur ler den
i n

Beee 75 Echlachterei und Wurſtmachere

von

r

das alt ungsſchl inzu de tat eine Wu eine Kuh
anlage, eine Behelfsſchlachtviehhalle für das Kleinvieh und die ſonſtigen
Nebenräume, wie Knochenküche, Räucherkammer, Wurſttrockenraum und

worden. RNäumnebeneinander n 223 a r F e
tmacher pon ea et die v dieſem Falle als ſtädtiſche Angeſte

en einen
i

ieren. Die Räume und ihre praktiſchen Erfahrungen mach
ehr guten Eindruck. Iſt die Anlage a nur eine previſoriſche, ſo ge
nügt ſie doch vollkommen dem Zwecke, die geſamten Schlachtungen, die
Herſtellung der Wurſt und die Verausgabung des Fleiſches und der
Fleiſchwaren unter ſtädtiſcher Aufſicht zu gewährleiſten. Das iſt ja
auch der Grundgedanke der Zentraliſation der Schlachterei und Wurſt
macherei, eine und peinliche Kontrolle, ehungen un
m werden und all das, was der Stadt ar Fru t
wird, nicht nur vollkommen auszunutzen, ſondern auch der Allgemein
heit reſtlos und ohne Begünſ. igungen zukommen zu laſſen. Man mu

eben, daß es den ſtädtiſchen Behörden gelu dieſe Zentrali
ſa unter Berückſichtigung der gegebenen Verhältniſſe auf das glück
lichſte zu löſen. Gelingt es außerdem, wie der Erſte Bürgermeiſter noch
mitteilte, die Einrichtungen und den Betrieb aufrechtzuerhalten, ohne
die r hierfür mit Zuſchüſſen in Anſpruch zu nehmen, dann
kann die Bürgerſchaft mit der Zentraliſatlon wohl zufrieden ſein, zumalauch den diehhechenern und den Jnhabern der Fleiſcherelen hierbei

ein Nutzen durch die Beſchäftigung in der Schlachterei und beim Ver
kauf zufließt. Anzuerkennen ſt noch, daß die ſtädtiſche Wurſt ſauber

e wird und ſchmackhaft iſt. Durch gemachte Koſtproben konnten
ch die Stadtväter hiervon überz Im Anſchluß an dieſe inter

eſſante Beſichtigung wurde die ſtädtiſche Schweinemäſterei in der Jo-
Shlgre in Augenſchein genommen, wo ungefähr 50 Schweine zur

lachtreife herangemäſtet werden.

Merſeburg. Keine Kartoffelnachliefe rung. Wie
von zuſtändiger Seite mitgeteilt wird, ſtellen u diejenigenverſorgungeberechtigten Familien, die ſich für das laufende Wer
ſchaftsjahr oder für einen kürzeren Zeitraum mit Kartoffeln ein
gedeckt haben, bei den Ah n und der Kreisverwaltung
Anträge auf Nachlieferung von Kartoffeln, weil die Kartoffeln
teilweiſe verfault, trockenfaul geworden oder vor Ablauf der Ver
ſorgungsperiode aus verſchiedenartigen Gründen verbraucht ſind.
Wir machen darauf rrkiam, daß die Behörden in den vor
bezeichneten Fällen nicht in der Lage ſind, die Kartoffeln zu er
ſetzen, da bei der Eindeckung pro Kopf und Woche 1 Pfund Kar
toffeln als Schwundreſerve in Anſatz gebracht worden iſt. Den
Haushaltungsvorſtänden, die mit Karto 27 eingedeckt ſind, raten
wir, ihre Kartoffelbeſtände peinlich hinſichtlich der Fäulnisgefahr
zu überwachen, die faulen Ka In ausleſen 3 laſſen und im
übrigen ihren Kartoffelverbrauch ſo einzurichten, daß ſie mit ihren
Kartoffelvorräten bis zum Ablauf der Verſorgungsperiode reichen

Diebſtähle. Jm Hausgrundſtück Gartenſtraße 183 naz-
men Diebe 6 ſchlachtreife Kaninchen im Werte von 60 M. und für
rund 100 M. Wäſche mit, die im Hof zum Trocknen aufgehängt

Pop I en l jeder m Pro äuderangen n den Paketraum und raubten r eineFeldpoſtpakete. Dieſen n iſt man auf der Spur. ad

Zeit. Förderung des Theaterweſens. Das Alten
burger Hoftheater iſt enkſchloſſen, im nächſten Winter wieder in
nähere e rrgg3 zu unſerer Stadt zu treten, und wird dannz einem g. ßigen Gaſtſpiel bereit fein in der Porausſetzung,

aß durch Vermittlung eines Theater- Vereins dieſen Gaſtſpielen
einige Erleichte n uſw. geboten werden. Um die früheren
anatährigen freundnachbarlichen Beziehungen nicht abreißen zu
laſſen, hat ſich das iche Hoftheater bereit F. unden, noch in
dieſer Spielzeit vom 20. März an einige Vorſtellungen zu geben,
um dieſe dann in beſtimmter regelmäßiger Spielfolge wieder

rzug 9aben kann, in ab
wechſelungs reicher künfſtberiſchen Genuß von Oper,
Operette, Luſtſpiel, Schauſpiel haben, bittet der Oberbürgermeiſter ſeine beſondere den jetzigen erneuten Ver
ſuch des Altenburger heaters, in unſerer auch für ſpäter
wieder heimiſch zu werden, nach Kräften zu unterſtü Ein zu

cündender TheaterVerein Zeitz wird ſich zur Au ſtellen, die
tändigen Gaſtſpiele der Altenburger für ſpäter zu fördern, auch
in weiterem Ausblick darauf, daß es ſpäter möglich ſein wird, für
Zeitz r Theaterbau zu ffen oder ein paſſendes Lokal dazu
ümzubauen.

Wittenberg. Djebſähle. Ein Dieb, der ſehr nan Be
ſcheid gewußt haben muß, hat ſich mit einem Nachſchlüſſel Ein
gang in die Wohnung des Pfaffenſtraße 25 wohnenden Buchhalters
Joſeph verſchafft und aus dem unverſchloſſenen Schreibtiſch den
Betrag von 600 M. geſtohlen. Auf dem Perſonenbahnhof wurde
einer jungen Frau aus ihrer Handtaſche im ränge das Porte
monnaie mit über 40 M. geſtohlen. Bei einem am Sonnabend
bei dem Zigarrenhändler Fuß, Mittelſtraße 5, verübten Einbruch iſt
von den Dieben eine größere Anzahl wertvoller Bücher, darunter
UllſteinBücher, in eine Kiſte verpadt, en worden, die

ifellos aus einem anderen Diebſtahle herrühren. Es wird er
ucht, die Bücher im Polizei-Kommiſſariat zu beſichtigen.

Sangerhauſen. Plötzlicher Tod. Am Sonntag margen
wurde in einem hieſigen uſe der Oaus Weimar tot aufgefünden. Ein Herzſchlag hatte ſeinem Leben
ein Ende gemacht.

Geſtohlen. In den Gärten am Bahnteich wurden wäh-
rend der letzten Tage verſchiedene Lauben erbrochen. Zum Leid
ofen der Beſitzer ließen die Diebe vor allem die r
Hoſen, Schürzen, Schube uſw., ſowie die Vorhangſtoffe mitgehen,
die zum Abſchluß vor den offenen ſtern uſw. angebracht wor
den waren. Von den Dieben iſt nichts bekannt.

Gewerkſchaftliches.
Bekenntnis zur Gewerkſchaftzertrümmerung. Die BremerArbeiterpolitik erlart u den neten P 7 Gewerkſchafts

ſpaltungen: „Für die Knksradikale Partei ſind die m 7
mit ihren und Methoden lä erled ereEinheitsorganiſation, wird nach Kriege

hn brechen und die Köpfe der Arbeiter aufklären Da
die Gewerkſchaften. Sind für unſere Linksradikalen längſt
erledigt und haben nicht einmal etwas davon

S hatte nene die däniſche Landeszentrale 179 284

glieder
me des Jahres 1

ie Zahl der Sektionen

An unſere auswärtigen und Poſt
Beſchwerden „dbonnen den len der Volks

ſtimme ſowohl e r. em
plare an der überwieſenen Anzahl ſind ſtets bei dem
Poſtamt des betreffenden Ortes anzumelden.

c Weerfolgen kann. Der Verlag der Walden e.
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